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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Wie viele Exemplare der Schallplatten und 
Kassetten mit Reden des Bundeskanzlers 
(„. . . was die geschichtliche Stunde jetzt möglich 
macht"), die das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung in Zusammenarbeit mit dem 
Bertelsmann- Verlag zur Verteilung in der DDR 
hat hersteilen lassen [vgl. Fragestunde in der 
200. Sitzung vom 8. März 1990], sind bis heute 
insgesamt, d. h. einschließlich gegebenenfalls 
zusätzlicher Auflage (n), jeweils hergestellt 
worden, und ist ihre Produktion inzwischen end- 
gültig abgeschlossen? 


Antwort des Bundesministers Klein 
vom 3. Juli 1990 


Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat in Zusammen- 
arbeit mit dem Hause Bertelsmann unter dem Titel . was die geschicht- 
liche Stunde jetzt möglich macht" jeweils 100000 Schallplatten und 
Tonbandkassetten in Auftrag gegeben. Eine zusätzliche Auflage ist nicht 
hergestellt worden. Die Produktion ist inzwischen endgültig abgeschlossen. 


2. Abgeordneter 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Wie viele dieser Schallplatten und Kassetten sind 
bis heute verteilt worden, und wie hoch sind 
jeweils die Restbestände, die beim Bundes- 
presseamt bzw. der Firma Bertelsmann lagern? 


Antwort des Bundesministers Klein 
vom 3. Juli 1990 

Die Schallplatten sind bis auf einen Rest von rund 4 000 Exemplaren, der 
für die Beantwortung von Einzelanfragen zurückgehalten wurde, verteilt 
worden. Bei Bertelsmann lagern keine Bestände mehr. Die Kassetten sind 
inzwischen restlos vergriffen. 


Wieviel Mittel aus dem Bundeshaushalt werden 
für die laufende Anzeigenkampagne zum Staats- 
vertrag in Zeitungen und Zeitschriften ver- 
braucht? 

Antwort des Bundesministers Klein 
vom 5. Juli 1990 

Für die laufende Anzeigenkampagne zum Staatsvertrag in Zeitungen 
(Bundesrepublik Deutschland und DDR) werden Mittel in Höhe von insge- 
samt 9,335 Millionen DM aufgewendet. 


3. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


4. Abgeordneter 
Such 

(DIE GRÜNEN) 


Um welchen „ausländischen" Nachrichtendienst 
handelte es sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung bei demjenigen, welcher nach den Feststel- 
lungen der Parlamentarischen Untersuchungs- 
kommission zur Aufklärung der Schweizer 
Staatsschutzaffäre (siehe SZ 2. Juni 1990) zusam- 
men mit dem Schweizer Staatsschutz die Tele- 
gramme systematisch ausgewertet habe, die 
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zwischen 1969 und 1986 durch politisch verdäch- 
tige Schweizer Bürger/innen an Empfänger in der 
DDR adressiert und sodann von Schweizer Zoll- 
und Postbeamten durchgehend erfaßt worden 
waren, und kann die Bundesregierung ausschhe- 
ßen, daß bundesdeutsche Nachrichtendienste 
dabei gewonnene Erkenntnisse ebenfalls erlangt 
haben oder an einer ähnlichen Praxis gegenüber 
Bundesbürgern/Bundesbürgerinnen beteiligt 
waren? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 2. Juli 1990 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, welcher 
ausländische Nachrichtendienst mit Schweizer Behörden in der behaup- 
teten Weise zusammengearbeitet hat. 

Bundesdeutsche Nachrichtendienste sind es jedenfalls nicht gewesen. 


5. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


6. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


Wieviel Personal soll nach den entsprechenden 
Ankündigungen durch Staatssekretär Dr. 
Stavenhagen (BamS 10. Juni 1990) jeweils in 
welchen Abteilungen des Bundesnachrichten- 
dienstes, des Militärischen Abschirmdienstes und 
des Bundesamts für Verfassungsschutz ab 1991 
jährlich abgebaut werden? 

Wie viele BND-Mitarbeiter sind in welcher Weise 
bereits zur Bekämpfung des Drogenhandels 
einschließlich der Geldwäsche eingesetzt? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 2. Juli 1990 


Nach Auffassung der Bundesregierung lassen es die Belange der bundes- 
deutschen Dienste nicht zu, die Fragen in der Öffentlichkeit zu beantwor- 
ten. Die Bundesregierung wird jedoch den zuständigen parlamenta- 
rischen Gremien entsprechende Unterrichtung anbieten. 


Seit wann erfolgt diese Verwendung, und wie läßt 
sich diese vereinbaren mit der Aufgaben- 
beschreibung im von der Bundesregierung vor- 
gelegten und kürzlich verabschiedeten BND- 
Gesetz, wonach der BND nur Informationen zur 
Gewinnung von solchen Erkenntnissen über das 
Ausland sammelt, die von außen- und 
sicherheitspolitischer Bedeutung für die Bundes- 
republik Deutschland sind? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 2. Juli 1990 

Hinsichtlich des ersten Halbsatzes verweise ich auf die Antwort zu den 
Fragen 5 und 6. 

Im übrigen sind Informationen, in welcher Weise und in welchem Ausmaß 
die politische und wirtschaftliche Lage eines Landes oder ganzer Regio- 
nen durch den Drogenhandel beeinflußt wird, nach Auffassung der Bun- 
desregierung „von außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland" im Sinne der Formulierung des vorgeleg- 
ten Gesetzentwurfs. 


7. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


In welcher Höhe und mit welcher Begründung 
wurde/wird ggf. die Kampagne des Bundes der 
Vertriebenen zur Volksabstimmung über die 
ehemaligen Ostgebiete ganz oder teilweise aus 
Bundesmitteln finanziert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 2. Juli 1990 

Der Bund der Vertriebenen (BdV) wird mit Mitteln des Bundesministers 
des Innern aus Kapitel 0640 Titel 684 05 des Bundeshaushalts institutionell 
gefördert. Dabei handelt es sich um anteilige Personalkosten, bei den 
sächlichen Verwaltungsausgaben um die Kosten der Eingliederungs- 
arbeit und der kulturellen Breitenarbeit. 

Darüber hinaus erhält der BdV aus dem gleichen Titel Projektmittel, die 
ausschließlich für die Durchführung von Eingliederungsseminaren für 
Aussiedler und Übersiedler bestimmt sind sowie aus Titel 68406 Projekt- 
mittel für die kulturelle Breitenarbeit. 

Auch aus Projektmitteln des Bundesministers für innerdeutsche Bezie- 
hungen wird die „Kampagne des BdV zur Volksabstimmung über die 
ehemaligen Ostgebiete" nicht gefördert. 


9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung in irgendeiner Form die 

Dr. Schöfberger öffentlich erhobene Forderung der Bayerischen 

(SPD) Staatsregierung zugegangen, sie möge besol- 

dungsrechtlich den „Oberlehrer" wieder als 
Regelbeförderung im Schuldienst einführen, und 
wie wird die Bundesregierung inhaltlich auf diese 
Forderung antworten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 25. Juni 1990 

Der Bayerische Staatsminister der Finanzen hat sich vor kurzem in einem 
Schreiben an den Bundesinnenminister gewandt und darauf hingewie- 
sen, daß in Bayern der Druck immer größer werde, insbesondere für Leh- 
rer an Grund- und Hauptschulen, ein funktionsunabhängiges Beförde- 
rungsamt einzuführen, das heißt, eine Beförderung auch ohne die Über- 
nahme einer höherwertigen Funktion (z. B. eines Schulleiters oder eines 
Konrektors) zu ermöglichen. Bundesminister Dr. Schäuble hat in seiner 
Antwort hierzu bemerkt, daß die Länder bisher Änderungen der Besol- 
dungsstruktur, die zu Mehrkosten im Bereich der Lehrerbesoldung ge- 
führt hätten, grundsätzlich ablehnend gegenüberstanden. Es bleibe für 
den Bund abzuwarten, ob sich diese Haltung künftig ändere. 


10. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat das Bundesministe- 

Schreiner rium des Innern Berufung eingelegt gegen ein 

(SPD) Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom 

10. Juli 1989, wonach es einer deutschen Ehefrau 
im Hinblick auf Artikel 6 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes nicht zugemutet werden könne, die Entlas- 
sungsbemühungen ihres iranischen Ehemannes 
dadurch zu unterstützen, daß sie sich entgegen 
ihrer religiösen Überzeugung mit dem islamisch- 
fundamentalistischen Tschador ablichten läßt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 

vom 3, Juli 1990 

Die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom 

10. Juli 1989 war aus Rechtsgründen geboten: 

1. Wie bereits mehrfach dargelegt (vgl. Bundestagsprotokolle vom 
26. Aprils. 16258, 10. Mai S. 16511 und 31. Mai 199Ö S. 16828), ist für die 
Einbürgerung iranischer Staatsangehöriger die Zustimmimg der irani- 
schen Regierung erforderlich. Dies beruht auf Nummer II des Schluß- 
protokolls zum deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen vom 17. 
Februar 1929, das nach der Regierungsvereinbarung vom 4. November 
1954 (BGBl. 1955 II, S. 829) fortgilt. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
in 6 Entscheidungen vom 28. September 1988 bestätigt, daß diese Rege- 
lung weiter innerstaatliches Recht ist und eine zwingende Einbürge- 
nmgsvoraussetzung enthält (DVBl. 1989, S. 255 ff.). Lediglich unter 
engen Voraussetzungen könne sich das Ermessen dahin verdichten, 
daß die Behörde zur Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatig- 
keit verpflichtet sei. In diesem Falle hindere auch Nummer II des 
Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen 
die Einbürgerung nicht. Voraussetzung sei aber einmal eine erhebliche 
Verfestigung der Inlandsbindimg des Ausländers. Zum anderen müsse 
feststehen, daß nachhaltige und langfristige Bemühungen des Einbür- 
gerungsbewerbers um seine Entlassung aus der iranischen Staatsange- 
hörigkeit gescheitert seien. 

2. Der Kläger des Verwaltungsrechtsstreits, ein iranischer Einbürge- 
rungsbewerber, erfüllte zum einen noch nicht die vom Bundesverwal- 
tungsgericht vorgegebenen Kriterien für die Inlandsverfestigung, und 
zwar unter keinem der maßgeblichen Gesichtspunkte (Aufenthalts- 
dauer, Dauer der Ehe mit einer Deutschen, Lebensalter). 

3. Zum anderen hatte er sich nicht im Rahmen des Zumutbaren um seine 
Entlassung aus der iranischen Staatsangehörigkeit bemüht. Zwar hat er 
einen Entlassungsantrag eingereicht. Da er seine Ehefrau in den 
Antrag einbezogen hatte, war ihm von der iranischen Auslandsvertre- 
tung zusätzlich aufgegeben worden, Paßphotos der Ehefrau mit Tscha- 
dor vorzulegen, wozu diese aber nicht bereit war. 

Das Verwaltungsgericht hatte im Hinblick darauf weitere Entlassungs- 
bemühungen für unzumutbar erklärt. 

4. Dem konnte schon deshalb nicht gefolgt werden, weil - wie Kläger und 
Verwaltungsgericht wußten - der Kläger, unter Berufung darauf, seine 
Ehe sei nicht nach islamischem Ritus geschlossen, seine Ehefrau sei 
daher nicht Iranerin geworden, den Antrag für sich allein stellen 
könnte. Dies entspräche einer allgemeinen Anregung der iranischen 
Botschaft für solche Fälle, von der auch bereits wiederholt Gebrauch 
gemacht worden ist. Auch das angerufene Oberverwaltungsgericht 
scheint diesem Gesichtspunkt insofern Bedeutung beizumessen, als es 
den Kläger in einem Schreiben aufgefordert hat mitzuteilen, ob er 
hierzu bereit sei. 

5. Legt die Ehefrau allerdings selbst Wert darauf, daß die Ehe auch aus ira- 
nischer Sicht als wirksam angesehen wird und sie selbst Iranierin sei, so 
unterläge sie als solche der strafbewehrten Verpflichtung, auch im Aus- 
land stets den Tschador (dunkles Kopftuch) zu tragen. 

Es erscheint ein solches Ansinnen der iranischen Behörden gegenüber 
einer iranischen Staatsangehörigen nicht als ein Verstoß gegen den 
ordre public, der allein eine Durchbrechung der völkerrechtlichen Ver- 
pflichtung gerechtfertigt hätte, den Ehemann nur mit Zustimmung der 
iranischen Regierung einzubürgern. 

6. Die Frage der Zumutbarkeit könnte sich nach alledem lediglich inso- 
weit stellen, ob es mit Artikel 6 Abs. 1 GG vereinbar sei, daß der Ehe- 
mann sich als unverheiratet ausgeben müsse, wenn er seine Entlassung 


4 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7542 


allein betreiben wolle. Dies entspricht jedoch nur der im Verhältnis zu 
den iranischen Behörden maßgeblichen iranischen Rechtslage. Nach 
deutschem Recht, das mit der Entlassung des Einbürgerungsbewerbers 
aus der iranischen Staatsangehörigkeit und dem Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit allein maßgeblich sein wird, ist die Ehe selbstver- 
ständlich voll wirksam. 


11. Abgeordneter Ist das Papier „Vertrag über die Herstellung der 

Zumkley Deutschen Einheit zwischen der Bundesrepublik 

(SPD) Deutschland und der Deutschen Demokratischen 

Republik - 1. Arbeitsentwurf (Stand 13. Juni 
1990) der Bundesregierung bekannt oder im Auf- 
trag der Bundesregierung oder von Mitgliedern 
der Bundesregierung erarbeitet worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 29. Juni 1990 

Es bedarf zunächst einer Entscheidung der DDR, ob die im Rahmen der 
Herstellung der deutschen Einheit erforderliche Rechtsangleichung durch 
Bundesgesetz oder in einem Staatsvertrag geregelt werden soll. 

Gleichwohl ist es erforderlich, bereits jetzt Vorüberlegungen über den 
Inhalt einer gesetzlichen oder vertraglichen Regelung anzustellen. 

Der Bundesminister des Innern hat daher mögliche Elemente, die Gegen- 
stand einer entsprechenden Regelung sein könnten, in einem 1. internen 
Arbeitsentwurf zusammengestellt. 


12. Abgeordneter Ist dieses Papier von Mitgliedern der Bundes- 

Zumkley regierung oder von Ministerien, Mitgliedern 

(SPD) der Regierung der Deutschen Demokratischen 

Republik oder Ministerien der DDR als Entwurf 
zugeleitet worden, und wenn ja, wann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 29. Juni 1990 

Da es sich bei dem 1. Arbeitsentwurf lediglich um eine vorläufige interne 
Arbeitsskizze handelt, wurde deren Zuleitung an Mitglieder der Regie- 
rung der DDR und Ministerien der DDR nicht vorgesehen. 


13. Abgeordneter Welchen Personen oder Stellen in der Bundesre- 

Zumkley publik Deutschland ist das Papier zugeleitet wor- 

(SPD) den, und ggf. wann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 29. Juni 1990 

Der Bundesminister des Innern hat den 1. Arbeitsentwurf mit Schreiben 
vom 13. Juni 1990 den Ressorts und dem Bundeskanzleramt zugeleitet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Gebühren- 
ordnung für Wohnungsvermittlungen einzufüh- 
ren, die die höchstzulässige Maklerprovision 
begrenzt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 29. Juni 1990 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wird der Bundesrat im Rahmen des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Bundesrats- 
Drucksache 426/90) unter anderem auch Vorschläge zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Wohnungsvermittlung unterbreiten, die auf 
eine Begrenzung der Entgelte der Wohnungsvermittler hinauslaufen. 
Hierzu wird die Bundesregierung gemäß Artikel 76 Abs. 3 GG ihre Auffas- 
sung darzulegen haben. Ich bitte um Ihr Verständnis dafür, daß eine inner- 
halb der Bundesregierung abgestimmte Meinungsäußerung erst möglich 
sein wird, wenn die Vorschläge des Bundesrates im einzelnen vorliegen. 

Ihre die Einführung eines Qualifikationsnachweises für Wohnungsver- 
mittler betreffende Frage wird vom Bundesminister für Wirtschaft beant- 
wortet werden. 


15. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Entschädigungsfonds in der 

Poö DDR durch die Treuhandanstalt finanziert wer- 

(SPD) den soll, oder sollen mit den Einnahmen der Treu- 

handanstalt die zu privatisierenden volkseigenen 
Betriebe saniert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 28. Juni 1990 

Ziffer 13 c) der Gemeinsamen Erklärung der Regierungen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Regelung offener Vermögensfragen vom 15. Juni 1990 sieht vor, daß zur 
Befriedigung der Ansprüche auf Entschädigung in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik ein rechtlich selbständiger Entschädigungsfonds ge- 
trennt vom Staatshaushalt gebildet wird. 

Die Frage, aus welchen Quellen der Entschädigungsfonds gespeist wird, 
ist noch nicht abschließend geklärt. Er soll jedenfalls möglichst nicht mit 
Steuergeldern finanziert werden. Die DDR bereitet gegenwärtig einen 
Gesetzentwurf vor, in dem die entsprechenden Einzelheiten geregelt wer- 
den. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten auch Veräußerungserlöse 
aus der Privatisierung volkseigenen Vermögens zur Finanzierung des Ent- 
schädigungsfonds herangezogen werden. Artikel 10 Abs. 6 und Arti- 
kel 26 Abs. 4 des Staatsvertrages über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 stehen dem nicht entge- 
gen. Beide Bestimmungen sehen vor, volkseigenes Vermögen vorrangig 
für die Strukturanpassung der Wirtschaft und für die Sanierung des Staats- 
haushaltes in der DDR zu nutzen. Dem hat eine Bestandsaufnahme des 
volkseigenen Vermögens vorauszugehen (Artikel 10 Abs. 6 1. Halbsatz 
und Artikel 26 Abs. 4 Satz 1), die neben der Auflistung der Vermögens- 
werte auch die Klärung der Eigentumsverhältnisse einschließlich der 
Finanzierung der notwendigen Entschädigungsleistungen beinhaltet. 


16. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Wie viele Straftaten, auf geführt nach einzelnen 
Delikten, sind im Jahre 1989 von Insassen soge- 
nannter Freigänger-Anstalten verübt worden, 
und welche Kriterien empfiehlt die Bundesregie- 
rung für die Standortwahl von Freigänger- 
Anstalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 5. Juli 1990 

Da sich die bundeseinheitlich durchgeführten Erhebungen über den 
Strafvollzug nicht auf Anzahl und Art von Straftaten erstrecken, die von 
Gefangenen begangen werden, während sie außerhalb der Anstalt regel- 
mäßig einer Beschäftigung ohne Aufsicht eines Vollzugsbediensteten 
(Freigang) nachgehen, liegt der Bundesregierung kein Zahlenmaterial 
vor, das eine präzise Beantwortung des ersten Teils der Frage ermöglichen 
würde. 

Der Mißbrauch von Vollzugslockerungen wird in der Strafvollzugsstatistik 
nach den Merkmalen erfaßt, ob ein Gefangener nach der Gewährung von 
Freigang, Ausgang oder Urlaub aus der Haft nicht oder nicht freiwillig zu- 
rückgekehrt ist. Die für das Jahr 1988 vorliegenden Ergebnisse über Beur- 
laubungen aus Anstalten des geschlossenen und des offenen Vollzuges 
weisen aus, daß insgesamt nur in etwa 1% der Urlaubsfälle Gefangene 
nicht oder nicht freiwillig in die Haftanstalten zurückgekehrt sind. Die ent- 
sprechende Erhebung über Freigang und Ausgang weist bundesweit 
Werte von etwa 1,8% (Freigang) und 0,5% (Ausgang) aus. 

Diese Zahlen sind ein Indiz dafür, daß die weit überwiegende Anzahl der 
Gefangenen von den ihnen gewährten Vollzugslockerungen verantwor- 
tungsvoll Gebrauch macht. 

Die im zweiten Teil der Frage angesprochene Wahl des Standortes für sog. 
Freigänger-Anstalten fällt in die Zuständigkeit und Verantwortlichkeit 
der Landesjustizverwaltungen, die gemäß § 152 StVollzG auch die örtliche 
und sachliche Zuständigkeit der Justizvollzugsanstalten in einem Voll- 
streckungsplan zu regeln haben. 

Allgemein gültige Kriterien für die Standortwahl einer solchen Anstalt las- 
sen sich nicht aufstellen, vielmehr sind - wie bei allen Justizvollzugsan- 
stalten - jeweils im konkreten Einzelfall eine Vielzahl von Faktoren zu 
berücksichtigen. So wird eine entsprechende Entscheidung sich zum 
einen an den bereits vorhandenen Gegebenheiten des jeweiligen Bundes- 
landes auszurichten haben (wie z. B. Anzahl, Art und Lage der bereits vor- 
handenen Haftanstalten, Anzahl der für eine bestimmte Anstaltsart in 
Frage kommenden Gefangenen, Größe des Bundeslandes und Bevölke- 
rungsdichte in den einzelnen Regionen). Zum anderen wird zu berück- 
sichtigen sein, daß der Strafvollzug so zu gestalten und auszustatten ist, 
wie es das in § 2 StVollzG normierte Vollzugsziel, den Gefangenen im 
Vollzug der Freiheitsstrafe zu befähigen, künftig in sozialer Verantwor- 
tung ein Leben ohne Straftaten zu führen, erfordert. Insoweit kommen für 
eine Standortwahl als Entscheidungskriterien z. B. die Erfahrung in Be- 
tracht, daß durch den Vollzug in Heimatnähe die Wiedereingliederung 
der Gefangenen erleichtert werden und daß dem vielfach gegebenen Be- 
dürfnis einer beruflichen Aus- und Fortbildung am besten in Regionen 
entsprochen werden kann, die auf Grund ihrer wirtschaftlichen Struktur 
eine möglichst große Palette von Ausbildungsmöglichkeiten bieten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter 

Hasenfratz 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung es verfassungsrecht- 
lich für zulässig, auf der einen Seite Modellflug- 
vereinen die Gemeinnützigkeit und die steuer- 
liche Spendenempfangsberechtigung zuzuer- 
kennen, andererseits aber den Modellschiffbau- 
vereinen diese Steuervergünstigungen zu ver- 
wehren, und worin bestehen ggf. nach Auffas- 
sung der Bundesregierung die Gründe für eine 
unterschiedliche Behandlung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Juni 1990 

Die unterschiedliche steuerrechtliche Behandlung der Förderung von 
Modellflug und Modellschiffbau beruht auf einer Wertentscheidung, die 
der Deutsche Bundestag im vergangenen Jahr bei der Verabschiedung 
des Vereinsförderungsgesetzes getroffen hat. Im Bericht des Finanzaus- 
schusses des Deutschen Bundestages (Drucksache 1 1/5582) ist dazu aus- 
geführt, daß nach seiner Auffassung bei der Ausweitung der Steuerver- 
günstigungen wegen Gemeinnützigkeit ein rechtlicher Spielraum be- 
stehe, der wertende Entscheidungen in diesem Bereich durchaus erlaube. 
Im übrigen habe er sich bei der Erweiterung des Gemeinnützigkeitskata- 
logs um bestimmte Zwecke hauptsächlich von Gesichtspunkten von 
Umwelt und Naturschutz, von Wissenschaft und Forschung sowie des tra- 
ditionellen Brauchtums leiten lassen. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Niehuis 

(SPD) 


Welche bereits beschlossenen Steuersenkungen 
bzw. Steuererhöhungen treten zum 1. Januar 
1991 in Kraft, und wie hoch sind die finanziel- 
len Auswirkungen der einzelnen Maßnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Juni 1990 

Die gewünschten Angaben über die finanziellen Auswirkungen der im 
Jahre 1991 in Kraft tretenden oder wirksam werdenden Steuerrechtsände- 
rungen sind der beiliegenden Zusammenstellung zu entnehmen: 


Finanzielle Auswirkungen von im Jahre 1991 in Kraft tretenden oder 
wirksam werdenden Steuerrechtsänderungen 

-in Mio. DM- 


Lfd. 

Maßnahme 

Entstehungsjahr 199U) 

Nr. 

insgesamt 

dar.: Bund 

1 

2 

3 

4 

1 

Steuerreformgesetz 1990 
vom 25. Juli 1988 

- Auslaufen der Geltungsdauer 
der erhöhten Absetzungen für 
dem Umweltschutz dienende 
Wirtschaftsgüter zum 

31. Dezember 1990 (§ 7d EStG) 

-h 700 

+ 258 


- Auslaufen der Geltungsdauer 
des Ausbildungsplatz-Abzugs- 
betrags zum 31. Dezember 1990 
(§ 24 b EStG) 

-h 50 

+ 21 


- Auslaufen der Geltungsdauer der 
Steuerbefreiung bzw. Steuer- 
eiimäßigung für Wasserkraftwerke 
zum 31. Dezember 1990 (VO über 
die steuerliche Begünstigung von 
Wasserkraftwerken vom 26. Okto- 
ber 1944 i.V.m. Artikel 14 

StÄndG 1977 vom 16. August 1977) 

+ 5 

-h 1 


0 In den ersten 12 Monaten der Wirksamkeit der Rechtsänderung entstehende 
Steuermehr- bzw. Steuermindereinnahmen 
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Finanzielle Auswirkungen von im Jahre 1991 in Kraft tretenden oder 
wirksam werdenden Steuerrechtsänderungen 

-in Mio. DM- 


Lfd. 

Maßnahme 

Entstehungsjahr 1991 1) 

Nr. 

insgesamt 

dar.: Bund 

1 

2 

3 

4 

2 

Haushaltsbegleitgesetz 1989 
vom 20. Dezember 1988 

- Zu Artikel 1 : Aufhebung der 

Steuerbefreiung für Fahrzeuge zur 
Reinigung von Straßen, zur Abfall- 
entsorgung u.a. (§ 3 Nr. 4 KraftStG) 

+ 40 



- Änderung der Berechnungs- 
methode für die Steuerfest- 
setzung (§18 KraftStG) 

- 20 


3 

Verbrauchsteueränderungsgesetz 
1988 vom 20. Dezember 1988 

- Zu Artikel 1 : Erhöhung der 

Mineralölsteuer ab 1. Januar 1991 
(2. Stufe) 

a) für bleifreies Benzin 

+ 720 

+ 720 


b) für verbleites Benzin 

+ 200 

+ 200 

4 

Gesetz zur steuerlichen Förderung 
des Wohnungsbaus und zur Ergän- 
zung des Steuerreformgesetzes 1990 
vom 22. Dezember 1989 

- Übernahme der Lifo-Methode in 
das Bewertungsrecht (§11 Abs. 2 
und § 109 Abs. 4 BewG) 

- 50 

+ 6 

5 

Fin an zm arktförd erun gsgesetz 
vom 22. Februar 1 990 

- Aufhebung 

der Börsenumsatzsteuer 

- 800 

- 800 

6 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 
vom 30. März 1 990 

- Besteuerung der Verwahrung und 
Verwaltung von Wertpapieren 

+ 20 

+ 13 


g In den ersten 12 Monaten der Wirksamkeit der Recht.sänderung entstehende 
Steuermehr- bzw. Steuermindereinnahmen 


19. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesvermögensamt in 
Düsseldorf beabsichtigt, im Rahmen einer 
Liegenschaftsanforderung der britischen Streit- 
kräfte 80 Einfamilien-Reihenhäuser in Schwalm- 
tal-Amern (St. Anton) anzumieten, wenn ja, wann 
wird diese Maßnahme durchgeführt? 


20. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Ist eine solche Maßnahme im Zuge der künftigen 
Entspannungspolitik noch notwendig, und wie 
soll dann anschließend der Wohnraum vermark- 
tet werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom3. Juli 1990 

Es trifft zu, daß das Bundesvermögensamt Düsseldorf beabsichtigt, 60 Ein- 
familien-Reihenhäuser in Schwalmtal- Amern (St. Anton) anzumieten. Die 
Wohnungen sollen durch einen privaten Bauträger bis 31. März 1991 
fertiggestellt werden. 

Die Wohnraumbeschaffung dient der Deckung des fortdauernden Bedarfs 
der britischen Streitkräfte. Sie wird auschheßlich von ihnen finanziert und 
entspricht den völkerrechtlichen Vereinbarungen, insbesondere dem 
NATO-Truppenstatut und dem Zusatzabkommen. 

Falls bei einer Reduzierung der Rheinarmee der Bedarf entfallen sollte, 
wofür z. Z. keinerlei Anhaltspunkte gegeben sind, stünden die Wohnun- 
gen dem einheimischen Wohnungsmarkt zur Verfügung. 


Hält die Bundesregierung an ihrer im 12. Subven- 
tionsbericht geäxißerten Auffassung fest, daß die 
Steuervergünstigung nach § 16 BerlinFG eine 
wirksame Förderung für die Berliner Wirtschaft 
dar st eilt, und welche Auswirkungen würden sich 
bei einer Ausdehnung dieser Regelung auf Inve- 
stitionen in der DDR nach Ansicht der Bundes- 
regierung für die Wirtschaft in der DDR ergeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. Juli 1990 

Nach der Vereinigung werden unsere Kapitalmärkte beiden Teilen 
Deutschlands in gleichem Maße zur Verfügung stehen. Politische Risiko- 
überlegungen, die die Einführung des § 16 BerlinFG rechtfertigten, spie- 
len in bezug auf die DDR in einem vereinten Deutschland keine Rolle. 

Am 16. Mai 1990 sind die Regierungschefs von Bund und Ländern u. a. 
übereingekommen, daß die bisherigen Kosten der Teilung in einem Zeit- 
raum von 7 Jahren abgebaut werden. 

Die hohe Ergiebigkeit unserer Kapitalmärkte wird zusammen mit den 
wirtschaftlichen Chancen in der DDR dazu beitragen, den Kapitalbedarf 
auch dort ausreichend zu decken. Besonderer steuerlicher Subventions- 
maßnahmen bedarf es hierzu nicht. 

Zur Unterstützung des wirtschaftlichen Aufholprozesses und zur Förde- 
rung der Wirtschaft in der DDR hat die Bundesregierung bereits ein Bün- 
del wirksamer Maßnahmen ergriffen. Hierzu gehören zinsgünstige ERP- 
Kredite, das Eigenkapitalhilfeprogramm, die Förderung von Schulungen 
und Unternehmensberatungen, steuerliche Erleichterungen bei Investi- 
tionen in der DDR sowie die Gewährung einer umsatzsteuerlichen Be- 
zugspräferenz bis Anfang 1991. Hinzu kommen umfangreiche Hilfen im 
Infrastrukturbereich, die u. a. gezielte Hilfen zur Förderung wirtschafts- 
naher Infrastruktur in der DDR über einen Zeitraum von 5 Jahren mit einem 
Mittelvolumen von insgesamt 5 Mrd. DM vorsehen. Außerdem wird noch 
in diesem Jahr ein von Bund, Zonenrandländern und Berlin in Höhe von 
200 Mio. DM dotiertes Bund/Länder-Programm zur Förderung wirt- 
schaftsnaher Infrastruktur im Grenzgebiet der DDR anlaufen, das sich auf 
den Zeitraum bis Ende 1991 erstreckt. 

Auf seiten der DDR ist zur Förderung der Wirtschaft die Einführung einer 
zeitlich begrenzten Investitionszulage vorgesehen. Außerdem werden 
steuerfreie Rücklagen und Sonderabschreibungen für bestimmte wirt- 
schafts- und strukturpolitisch bedeutsame Investitionen gewährt. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß es auch aus investitionspoliti- 
scher Sicht zusätzlicher Maßnahmen nicht bedarf. 


21. Abgeordneter 

Stobbe 

(SPD) 
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22. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 

Stobbe Steuerausfall, der bei einer Ausdehnung des § 16 

(SPD) BerhnFG auf die Hingabe von Darlehen für Inve- 

stitionen in der DDR entstehen würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. Juli 1990 

Die Steuermindereinnahmen durch die Inanspruchnahme von § 16 
BerlinFG haben im Jahre 1989 ca. 180 Mio. DM betragen. In welchem 
Umfang das Darlehensvolumen und die damit verbundenen Steueraus- 
fälle bei Ausdehnung der Vorschrift auf die Hingabe von Darlehen für In- 
vestitionen in der DDR zunehmen würden, läßt sich nicht abschätzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


23. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß sich auf Grund der Währungs- 
union mit der DDR für die Bundesregierung ein 
zusätzliches Wirtschaftswachstum von mehr als 
einem Prozent ergibt (so der Bundesminister für 
Wirtschaft, Dr. Haussmann, It. dpa vom 19. Juni 
1990), und wenn ja, wie hoch sind die Steuerein- 
nahmen, die in den einzelnen Jahren von 1990 bis 
1994 durch dieses zusätzliche Wirtschaftswachs- 
tum entstehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 2. Juli 1990 

Zusätzliche Wachstumsimpulse für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit 
der DDR lassen sich, ex ante wie ex post, nur im Rahmen grober Modell- 
rechnungen schätzen und sind mit einer relativ breiten Unsicherheits- 
marge versehen. Die Ergebnisse dieser Modellrechnungen hängen von 
einer Vielzahl dabei zu unterstellender subjektiver Annahmen und Bedin- 
gungen ab. 

Die von Ihnen zitierte Erwartung von Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Haussmann bewegt sich im Rahmen verschiedener der Bundesregie- 
rung bekannter Einschätzungen nationaler Institutionen und internatio- 
naler Organisationen. Diese beziffern den Wachstumsimpuls zwischen 
V 2 und 1V2% des Bruttosozialprodukts, wobei sie sich u. a. hinsichtlich des 
Zeitprofils unterscheiden. Im theoretischen Sinne handelt es sich dabei um 
komper ativ- statis che Partialanaly sen . 

Bei gesamtwirtschaftlichen Vorausschätzungen im volkswirtschaftlichen 
Kreislaufzusammenhang lassen sich dagegen einzelne Effekte für das 
Wachstum wegen der Vielzahl sich gegenseitig beeinflussender Bestim- 
mungsgrößen kaum isolieren. 

In der Jahresprojektion von Anfang des Jahres war die Bundesregierung 
für 1990 von einem realen Wirtschaftswachstum um rd. 3% ausgegangen. 
Inzwischen erwartet sie, wie auch der letzten Steuerschätzung zugrunde- 
gelegt, einen Anstieg um 3*72 bis 4%. Bei diesem höheren Wachstum über- 
lagern sich u. a. die Impulse auf Grund der Vereinigung Deutschlands mit 
einer günstigeren Weltkonjunktur, des Einflusses geänderter Wechsel- 
kurse und höherer Zinsen, der endogenen Wachstumskräfte, die z. T. 
ihrerseits wieder von der deutsch-deutschen Entwicklung beeinflußt 
werden u.v.a.m. 
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Da sich diese Effekte in einem interdependenten Wirtschaftskreislauf 
nicht isolieren und zeitlich nicht exakt zurechnen lassen, ist auch keine 
Ableitung der Steuermehreinnahmen für einzelne Jahre wegen einer ein- 
zigen Bestimmungsgröße gegenübe- früheren Schätzungen möglich. Dies 
gilt um so mehr, als die Einzelsteuem auf unterschiedlichen Bemessungs- / 

gnmdlagen beruhen, die sich nicht proportional zum Wirtschaftswachs- 
tum entwickeln. Der letzten Steuer Schätzung lag im Vergleich zum 
vorangegangenen nicht nur für 1990, sondern auch für den mittelfristigen 
Zeitraum ein höheres Wirtschaftswachstum zugrunde. Die erwarteten 
Wachstumseffekte aus der Vereinigung Deutschlands spielen dabei eine 
wichtige Rolle, andere Bestimmungsgrößen werden jetzt aber ebenfalls 
anders eingeschätzt. Dabei kann es durchaus sein, daß die Erwartungen 
sich als vorsichtig erweisen. 

Insgesamt ergaben sich bei der letzten Steuerschätzung im Vergleich zur 
jeweils vorangegangenen folgende Steuermehreinnahmen: 

Mrd. DM 


1990 (Mai 1990/November 1989) 8,2 

1991 (Mai 1990/Mai 1989) 28,4 

1992 (Mai 1990/Mai 1989) 34,7 

1993 (Mai 1990/Mai 1989) 43,7 

zusammen 115,0 


Für 1994 wurden die Steuern erstmals im Mai dieses Jahres geschätzt. Das 
Steueraufkommen wird auf 700,1 Mrd. DM veranschlagt. 

Ist es zutreffend, daß allein in Kuba ca. 300 deut- 
sche Firmen ausstehende kommerzielle, staatlich 
nicht verbürgte Forderungen gegenüber jenem 
Land haben? 

Wie ist die Situation Polens, der CSFR, Bulga- 
riens, der Sowjetunion und Chinas diesbezüg- 
lich? 

In welcher Weise kommen diese Länder im 
einzelnen ihren eingegangenen Verpflichtungen 
nach? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 4. Juli 1990 

Für staatlich nicht gedeckte Forderungen besteht keine Meldepflicht. 
Dementsprechend verfügt die Bundesregierung auch über keine verläßli- 
chen Angaben hinsichtlich rückständiger Zahlungen bei diesen Ge- 
schäften. 

27. Abgeordneter Welche Möglichkeiten werden gesehen und 

Fuchtel könnten zusätzlich entwickelt werden, um diese 

(CDU/CSU) Situation zu entschärfen, und könnte nicht mit 

Hermes-Bürgschaften auf volkseigenes Ver- 
mögen für diese Fälle eine Lösung gefunden 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 4. Juli 1990 

In Einzelfällen wenden sich deutsche Unternehmen bei Zahlungsstörun- 
gen an die Bundesregierung mit der Bitte um Unterstützung. Die Bundes- 
regierung ist bemüht, durch Einschalten der deutschen Botschaften oder 
im Rahmen sonstiger bilateraler Kontakte solchen Bitten zu entsprechen. 
Die Erfolgsaussichten hängen jedoch vom Einzelfall ab. 


24. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 

26. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 
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Im Übrigen steht es jedem Exporteur bzw. Kreditgeber frei, für Handelsge- 
schäfte eine staatliche Exportkreditversicherung über die Hermes Kredit- 
versicherungs-AG zu beantragen. 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über den niedrigen Wasserstand französi- 
scher Flüsse und der damit verbundenen 
Abschaltung französischer Kernkraftwerke vor, 
und welche Auswirkungen durch etwaige Strom- 
engpässe in Frankreich hat dies für die Strom- 
lieferungen nach Deutschland und für die deut- 
schen Stromverbraucher? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. Juli 1990 

Die trockenen Witterungsverhältnisse des Sommers 1989 und die damit 
verbundenen niedrigen Flußwasserstände hatten bereits im Herbst 1989 
zu niedrigeren Verfügbarkeiten französischer Kernkraftwerke geführt. 
Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen sind die 
Wasserstände vieler französischer Flüsse weiterhin erheblich ungünstiger 
als in Normaljahren. Die Verfügbarkeiten der auf Fluß Wasserkühlung 
angewiesenen Kernkraftwerke sind dadurch weiter deutlich geringer als 
unter Normalbedingungen. 

Stromengpässe bestehen z. Z. in Frankreich jedoch nicht, da die verfüg- 
baren Kapazitäten zur Abdeckung des Verbrauchs ausreichen. Vertrag- 
üche Lieferverpflichtungen an deutsche EVU sind durch die gegenwärtige 
Situation nicht betroffen. Für die deutschen Stromverbraucher ergeben 
sich keine Auswirkungen. 


28. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Gerstein rung über etwaige zusätzliche Stromexporte nach 

(CDU/CSU) Frankreich vor, und welche Konsequenzen hat 

dies für die Verhandlungen der Bundesregierung 
zum Energiebinnenmarkt im Hinblick auf die 
Versorgungssicherheit? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. Juli 1990 

Ende 1989 erfolgten auf Grund der Verfügbarkeitsprobleme der franzö- 
sischen Kernkraftwerke und der eingeschränkten Leistungsfähigkeit der 
französischen Wasserkraftwerke zeitweise zusätzliche Lieferungen von 
deutschen Elektrizitätsversorgungsunternehmen an Frankreich. Nach 
Kenntnis der Bundesregierung wurden hierbei relativ hohe Leistungen für 
kurze Zeitabschnitte bereitgestellt, so daß der Umfang der Gesamtliefe- 
rung begrenzt blieb. 

Die Bundesregierung mißt der Versorgungssicherheit hohes Gewicht bei 
und wirkt bei Verhandlungen zum Energiebinnenmarkt darauf hin, daß 
diesem Gesichtspunkt Rechnung getragen wird. Dies gilt beispielsweise 
auch für die „Richtlinie über den Transit von Elektrizitätslieferungen über 
große Netze", die den Sicherheitsaspekt berücksichtigt. 


30. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Qualifika- 
tionsnachweis für Wohnungsvermittler einzufüh- 
ren, um i^b Geschäftemachern den Zutritt zu die- 
sem Beruf zu versperren und in angemessener 
Frist auch die heute tätigen Makler einem aus- 
sagekräftigen Fachkundenachweis zu unterzie- 
hen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 28. Juni 1990 

Wohnungsvermittler benötigen - wie Grundstücks-, Darlehens- und 
Anlagenvermittler, Bauträger und Baubetreuer - zur Gewerbeausübung 
die Erlaubnis nach § 34c der Gewerbeordnung (GewO). Die Erlaubnis 
setzt Zuverlässigkeit und geordnete Vermögensverhältnisse des Gewer- 
betreibenden voraus, stellt dagegen nicht zusätzlich auf den Nachweis der 
Sachkunde ab, der von Ihnen angesprochen wird. Mit dem Sachkunde- 
nachweis hat sich der Deutsche Bundestag schon im Jahre 1972 bei der 
Beratung des Entwurfs des heutigen § 34 c GewO befaßt und ihn einmütig 
aus verfassungs- und ordnungspolitischen Gründen abgelehnt. Sie gelten 
auch heute unverändert fort. 

Der Sachkundenachweis stellt nach der Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts eine subjektive Zulassungsvoraussetzung und damit 
eine Berufszulassungsregelung dar. Er schränkt die unternehmerische 
Betätigungsfreiheit ein und wirkt sich zwangsläufig als Marktzugangs- 
beschränkung mit der marktwirtschaftiich unerwünschten und den 
Grundprinzipien der marktwirtschaftlichen Ordnung nicht angemesse- 
nen Nebenwirkung einer Wettbewerbsbeschränkung aus. Die Freiheit 
der Berufswahl darf jedoch nur eingeschränkt werden, soweit der Schutz 
besonders wichtiger Gemeinschaftsgüter dies zwingend erfordert und 
andere Mittel, die das Grundrecht des Artikels 12 GG weniger beeinträch- 
tigen, nicht zur Verfügung stehen. Empirisch belegbare Tatsachen, die 
eine derartige Einschränkung der Berufsfreiheit erfordern, sind nicht 
bekannt. 

Die Verwirklichung der Forderung nach einer Sachkundeprüfung dürfte 
die fachliche Qualifikation der Wohnungsvermittler und der übrigen 
erwähnten Gewerbetreibenden, die gleich zu behandeln wären, zwar in 
einem gewissen Rahmen anheben und wohl auch das Sozialprestige des 
Berufsstandes verbessern. Andererseits würde aber eine Sachkunde- 
prüfung auch zur Abschottung vor Newcomern führen. 

Wie das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 14. De- 
zember 1965 zum damaligen Einzelhandelsgesetz (mit der dieses Gesetz 
wegen der darin aufgestellten Sachkunde Voraussetzung für verfassungs- 
widrig erklärt wurde) und, ihm folgend, der Ausschuß für Wirtschaft des 
Deutschen Bundestages bei der Beratung des Entwurfs des § 34 c GewO 
ausgeführt haben, ist es jedoch nicht Sache des Gesetzgebers, dafür zu 
sorgen, daß die Gewerbetreibenden die fachlichen Voraussetzungen für 
die Berufsausübung besitzen. Das Gewerbe hat eigenverantwortlich dafür 
zu sorgen, daß die Berufsangehörigen die für die Gewerbeausübung erfor- 
derlichen Voraussetzungen mitbringen und sich darüber hinaus ständig 
fachlich weiterbilden. Entsprechende Kurse werden von beiden Makler- 
verbänden durchgeführt, die mit einer staatlichen Prüfung zum Immobi- 
lienwirt abschließen. 


31. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wann werden die Prüfungen der Bundesregie- 
rung für neue Maßnahmen zur Reduzierung des 
Energieverbrauches und der Umweltbelastung 
bei der Gebäudeheizung abgeschlossen sein, und 
wann sollen die Maßnahmen in Kraft treten? 


32. Abgeordneter Wird es auch neue finanzielle Förderungen oder 

Dr. Sperling Anreize für solche Maßnahmen geben? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 4. Juli 1990 

Das Bundeskabinett hat am 13. Juni 1990 im Rahmen eines Gesamt- 
konzepts zum Klimaschutz beschlossen, die energiebedingten Emissionen 
von Kohlendioxid deutlich zu senken. Die Vorschläge hierzu, die sich an 
einer 25%igen Senkung der C02-Emissionen in der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum Jahr 2005 orientieren, wird die Bundesregierung in 
einer interministeriellen Arbeitsgruppe erarbeiten. Diese soll im Novem- 
ber einen ersten Zwischenbericht und nach Möglichkeit erste entschei- 
dungsreife Vorschläge vorlegen. 

Es ist unstreitig, daß die Reduzierung des Energieverbrauchs auch im 
Gebäudebereich wesentliche Bedeutung hat. Der Bundesminister für 
Wirtschaft wird seine Vorschläge in die Arbeitsgruppe einbringen und 
dabei auch die Entwicklung in der DDR berücksichtigen. Ich kann heute 
den Ergebnissen der Arbeitsgruppe auch hinsichtlich neuer Fördermaß- 
nahmen nicht vorgreifen. 


33. Abgeordnete 

Frau 

Vennegerts 

(DIE GRÜNEN) 


Hat es über den Briefwechsel hinaus, den es 
It. Zeugenaussage anläßlich der Anklageerhe- 
bung gegen den Chemie-Manager Hippenstiel- 
Imhausen Mitte 1984 zwischen der Salzgitter 
Industrie GmbH und dem Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft bezüghch der Ausfuhr von Plä- 
nen und Zeichnungen gegeben hat, weitere 
Anfragen seitens der Salzgitter Industrie GmbH 
gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 29. Juni 1990 

Der in der Frage angesprochene Briefwechsel behandelte eine generelle 
Anfrage zur Auslegung des neu geschaffenen Teils D der Ausfuhrliste. 
Schriftliche Anfragen der Salzgitter Industrie GmbH zur Ausfuhr von Plä- 
nen und Zeichnungen für Chemieanlagen nach Libyen konnte das Bun- 
desamt für Wirtschaft nicht feststellen. 


34. Abgeordnete 

Frau 

Vennegerts 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft gegenüber der Salzgitter Indu- 
strie GmbH die Ausfuhr von Zeichnungen und 
Plänen für Chemieproduktionsanlagen nach 
Libyen für zulässig erklärt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 29, Juni 1990 


Es trifft nach den Feststellungen des Bundesamtes für Wirtschaft nicht zu, 
daß es gegenüber Salzgitter Industrie GmbH die Ausfuhr von Zeichnun- 
gen und Plänen für Chemieproduktionsanlagen nach Libyen für zulässig 
erklärt hat. 


35. Abgeordneter 
Wüppesahl 

(fraktionslos) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die hinsicht- 
lich der ökologischen Verträglichkeit, des 
Nutzungsgrades, der Wirtschaftlichkeit und der 
Bedarfsdeckung als problematisch anzusehende 
Energieversorgung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik durch Energielieferungen aus 
Atomkraftwerken der Bundesrepublik Deutsch- 
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land, wie es sich in der Absicht der Hamburgi- 
schen Electricitäts-Werke, eine Energieversor- 
gungsleitung vom Atomkraftwerk in Krümmel 
nach Güstrow zu legen abzeichnet, zu unterstüt- 
zen, und welche weiterführenden Schritte auf 
dem Weg zu einem Energieverbund zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik sind geplant bzw. bis- 
lang unternommen worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. Juli 1990 

Die Elektrizitätswirtschaft in der DDR hat einen großen ökonomischen und 
ökologischen Sanierungsbedarf. Die Bundesregierung begrüßt es daher, 
wenn sich westdeutsche EVU durch Know-how- und Kapitaltransfer an 
den notwendigen Maßnahmen beteiligen. 

Im Rahmen der Privatisierung der DDR-Unternehmen laufen zur Zeit 
Gespräche zwischen der Regierung der DDR und westdeutschen Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen über Beteiligungen an Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen in der DDR. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß durch eine rasche Beteüigung westdeutscher Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen schnell dringend erforderliche Investitionsmittel und 
Know-how zur Bewältigung der Sanierungsaufgaben in der DDR-Elektri- 
zitätswirtschaft bereitgestellt werden können. Es ist selbstverständlich, 
daß solche Beteiligungen nur in den Grenzen möghch sind, die das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen zieht. 

Bisher besteht nur eine Stromleitung von Helmstedt nach Wolmirstedt bei 
Magdeburg, die die erste Stufe eines bereits 1988 auf kommerzieller Basis 
vereinbarten Stromverbundprojektes unter Einbeziehung West-Berlins 
ist. Gegenwärtig ist über diese Leitung ein sog. Richtbetrieb möglich, bei 
dem einzelne Kraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland mit einer 
Leistung von insgesamt maximal 800 MW in das DDR-Netz einspeisen 
können. Die Bundesregierung begrüßt die hiermit verbundenen Möglich- 
keiten, die Elektrizitätsversorgung in der DDR zu unterstützen. Die Bun- 
desregierung geht davon aus, daß sich auch zukünftig eine Zusammen- 
arbeit zwischen DDR-Elektrizitätsversorgungsunternehmen und west- 
deutschen Elektrizitätsversorgungsunternehmen auf Basis privater Ver- 
einbarungen entwickelt. Sie hält dies für den geeigneten Weg, möglichst 
schnell einen Stromverbund zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland zu realisieren und den erforderlichen Know-how- und Kapi- 
taltransfer in die Wege zu leiten. In diesem Rahmen wird auch das in der 
Frage angesprochene Projekt einzubeziehen sein. In einem Stromverbund 
können Stromlieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland zur Siche- 
rung einer umweltfreundlichen Versorgung beitragen. Dabei können 
auch Kernkraftwerke zum Einsatz kommen. 


36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die sie betreffende For- 

Würtz derung des Verbandes für Schiffbau und Meeres- 

(SPD) technik e. V. (VSM) nach einer „ Werften- 

enquete " für den Schiffbau in der DDR bekannt, 
und wie wird dieser Vorschlag bewertet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 2. Juli 1990 
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Die Bundesregierung hält eine solche Bestandsaufnahme für sinnvoll. Die 
^westdeutschen Küstenländer haben bei der Treuarbeit und dem Institut 
für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISC) ein Gutachten über Lage und 
Perspektiven der (west-)deutschen Schiffbauindustrie in Auftrag gege- 
ben. Eine Ausdehnung auf die DDR-Werften erscheint möglich. Die Bun- 
desregierung ist bereit zu prüfen, ob hierfür ein Auftrag des Bundes erteilt 
werden kann. Voraussetzung dafür ist jedoch, daß die Regierung der DDR 
mit einem solchen Gutachten einverstanden ist. Dies wird z. Z. abgeklärt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 

Eigen es bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 

(CDU/CSU) nicht wieder zu Verzögerungen kommt wie im 

Frühjahr 1990? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 27. Juni 1990 

Die Bundesregierung kann nicht ausschließen, daß es Ende 1990/Anfang 
1991 wiederum zu Verzögerungen bei der Zulassung von Pflanzenschutz- 
mitteln kommt. Bis zum Jahresende 1990 laufen die Zulassungen für 
313 Pflanzenschutzmittel aus. Für 202 Pflanzenschutzmittel wurden noch 
keine Anträge auf (erneute) Zulassung gestellt (Stichtag: 18. Juni 1990), 
obwohl den Zulassungsinhabern bekannt ist, mit welchen Bearbeitungs- 
zeiten im Durchschnitt bei der Zulassung zu rechnen ist. Für 30 Pflanzen- 
schutzmittel ist bekannt, daß ihre erneute Zulassung nicht beantragt wird. 
Von 81 bei der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) in Braunschweig als Zulassungsbehörde bereits eingegangenen 
Anträgen sind 13 Anträge formal unvollzählig, so daß deren Bearbeitung 
noch nicht begonnen werden konnte. Bei den übrigen Anträgen bemüht 
sich die BBA in engem Kontakt mit den Einvernehmensbehörden Bundes- 
gesundheitsamt (BGA) und Umweltbundesamt (UBA) um schnellstmög- 
liche Bearbeitung. Jedoch muß man davon ausgehen, daß einige dieser 
Anträge inhaltlich unvollständig sind, so daß deren Bearbeitung erst nach 
Vervollständigung weitergeführt werden kann. Dies wird zwangsläufig zu 
Verzögerungen führen, die die rechtzeitige erneute Zulassung in Frage 
stellen können. 

Die hohe Anzahl der zum Jahresende auslaufenden Zulassungen beruht 
unter anderem darauf, daß die Antragsteller nach Inkrafttreten des Geset- 
zes zum Schutz der Kulturpflanzen vom 15. September 1986 (PflSchG) bei 
Anträgen auf erneute Zulassung die durch das Gesetz erforderlich gewor- 
denen neueren Unterlagen über Auswirkungen des Mittels auf Boden, 
Wasser, Luft, Pflanzen und Tiere inhaltlich nicht vollständig vorgelegt 
haben. Einer Versagung der Zulassung ist die BBA im Einvernehmen mit 
dem BGA und dem UBA dadurch begegnet, daß sie kurzfristige Zulassun- 
gen mit Nachforderungen erteilt hat, soweit dies aus Gründen des 
Gesundheits- und Umweltschutzes vertretbar erschien. 


38. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, 
daß eine zu starke Verteuerung und Erschwernis 
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zur 
Folge haben kann, daß umweltschonende Sub- 
stanzen nicht erforscht werden, womit man der 
Umwelt Schaden zugefügt hätte, wobei dieses 
besonders für den Spezialanbau zutrifft? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 27. Juni 1990 

In der Tat führen Pflanzenschutzmittel-Hersteller Klage über die hohen 
Kosten und die Erschwernis der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. 
Dies trifft in besonderem Maße die sogenannte „mittelständische" Pflan- 
zenschutzindustrie. Es kann nicht erwartet werden, daß Anträge auf 
Zulassung gestellt werden, wenn die Kosten der Verfahren in keinem 
vernünftigen Verhältnis zum wirtschaftlichen Gewinn stehen. Gerade 
diese (mittelständischen) Unternehmen haben sich früher in besonderem 
Maße der Entwicklung biologischer Pflanzenschutzmittel gewidmet. Ihre 
Zahl ist deutlich zurückgegangen. Das Pflanzenschutzgesetz mit seinen 
hohen Anforderungen greift - leider - auch hier: Die Entwicklung selek- 
tiver Pflanzenschutzmittel tritt zugunsten breitwirkender in den Hinter- 
grund. 

39. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Gerüchten wider- 

Eigen sprechen, die besagen, daß alle Pflanz enschutz- 

(CDU/CSU) mittel mit „W" -Auflage nicht mehr zugelassen 

werden sollen bzw. deren Zulassung nicht mehr 
verlängert werden soll, unabhängig davon, ob die 
Substanzen giftig sind oder nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 27. Juni 1990 

Von verschiedensten Seiten (z. B. Umweltministerkonferenz, Konferenz 
der für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Senatoren der 
Länder, Länderarbeitsgemeinschaft Wasser) wird in letzter Zeit immer 
wieder ein Verbot von Pflanzenschutzmitteln, die ins Grund- oder Trink- 
wasser gelangen können, gefordert. Betroffen von diesem Verbot wären 
alle Pflanzenschutzmittel mit Wasserschutzgebietsauflagen bzw. mit den 
Wirkstoffen der Anlage 3, Teil B der Pflanzenschutz- Anwendungsverord- 
nung. Die Zulassung wurde lediglich bei Pflanzenschutzmitteln auf der 
Basis von Atrazin verweigert. Hier hat das UBA sein Einvernehmen für die 
Zulassung nicht erteilt. Für die Pflanzenschutzmittel, die Grund- und 
Trinkwasser belasten können, werden z. Z. von der BBA in Absprache mit 
dem UBA weiterführende Versuche unter Praxisbedingungen - meist 
sogenannte Lysimeterstudien - gefordert. Für die Erstellung dieser 
Studien werden ca. 2'/2 Jahre benötigt. Auf Grund der dann vorzulegen- 
den Ergebnisse wird entschieden, ob Mittel mit den entsprechenden Wirk- 
stoffen in Zukunft weiterhin zugelassen werden können. Entsprechende 
Bewertungskriterien hierzu sind von der BBA erarbeitet worden. Sie 
bedürfen noch einer Abstimmung mit UBA und BG A. 


40. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Unter- 
schiede der Kosten für den Einsatz von Herbizi- 
den „Duplosan” oder „Starane" 50 bis 60 DM pro 
ha ausmachen, daß eine Harmonisierung in der 
Europäischen Gemeinschaft nicht erfolgt ist und 
damit neuerliche Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten der deutschen Landwirtschaft vorpro- 
grammiert sind, und wie will die Bundesregie- 
rung das ausgleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 27. Juni 1990 
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kosten gegenüber vergleichbaren, aber weniger umweltverträglicheren 
Mitteln betragen in etwa 10 DM je Hektar. Angesichts dieser Kosten- 
situation sieht die Bundesregierung keinen Anlaß für einen Ausgleich. 

Bei der EG -Harmonisierung der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese so angelegt wer- 
den muß, damit sie ein langfristiges Fundament für gleiche Wettbewerbs- 
bedingungen bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln einerseits 
und der Verwirklichung eines gleichen, hohen Schutzniveaus für Mensch, 
Tier und Naturhaushalt beim Inverkehrbringen und der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln andererseits bildet. Sie ist daher bemüht, daß diese 
Ziele in der zur Zeit in Beratung befindlichen EG-Richtlinie ihren 
Niederschlag finden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


Welche konkreten Fördermöglichkeiten stehen 
den Arbeitsämtern zur Verfügung, um örtlichen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei den 
Stationierungsstreitkräften noch vor den zu 
erwartenden Entlassungen auf Grund von 
Truppenreduzierungen den Wechsel in andere 
Beschäftigungsverhältnisse zu erleichtern, und 
sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
die Arb eits Verwaltung in den großen Militär- 
standorten gezielt auf eine große Zahl zu vermit- 
telnder Arbeitskräfte in großteils strukturschwa- 
chen Regionen der Bundesrepublik Deutschland 
bei der Verringerung militärischer Präsenz der 
Stationierungsstreitkräfte und der Bundeswehr 
vorzubereiten? 

Antwort des Staatssekretärs Jagoda 
vom 4. Juli 1990 

Die Bundesregierung beobachtet mit großer Aufmerksamkeit die Ent- 
wicklung im Zusammenhang mit einem möglichen Abzug von Stationie- 
rungsstreitkräften aus der Bundesrepublik Deutschland. Nach dem ge- 
genwärtigen Stand der Verhandlungen und Überlegungen geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß zunächst nur ein Teilabzug in Betracht 
kommt und freigesetzte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weitge- 
hend auf anderen Arbeitsplätzen bei den Stationierungsstreitkräften wei- 
terbeschäftigt werden können. 

Soweit durch einen Teilabzug Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von 
Entlassung bedroht sein sollten, stehen zur rechtzeitigen Vorbereitung 
eines notwendigen Arbeitsplatzwechsels die Beratungs- und Vermitt- 
lungsdienste der Arbeitsämter sowie im Bedarfsfall das gesamte Instru- 
mentarium des Arbeitsförderungsgesetzes zur Verfügung. Hierzu 
gehören vor allem Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme sowie 
die Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung einschließ- 
lich der betrieblichen Einarbeitung. 

Nach einem abgestimmten Verfahren im Zusammenhang mit dem Tarif- 
vertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den Stationierungs- 
streitkräften im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vom 31. August 
197 1 werden die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit über Verände- 
rungen bei den Stationierungsstreitkräften, die Entlassungen zur Folge 


41. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Götte 

(SPD) 
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haben können, rechtzeitig unterrichtet. Die Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter sind angewiesen, gegebenenfalls mit den örtlich zuständi- 
gen Behörden der Stationierungsstreitkräfte, den Betriebsvertretungen 
und den anderen in Betracht kommenden Stellen Verbindung aufzuneh- 
men und Vorbereitungen zu treffen, um möglichst frühzeitig geeignete 
Maßnahmen zur Wiederbeschäftigung der freigesetzten Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer einleiten zu können. 


42. Abgeordneter Welche Kosten entstehen den Ortskranken- 

Heyenn kassen monatlich seit dem 1. Januar 1990 durch 

(SPD) Entgegennahme und Bearbeitung der Anmel- 

dungen von geringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnissen, und in welcher Form will die Bundes- 
regierung einen Ausgleich innerhalb der gesam- 
ten gesetzlichen Krankenversicherung herbei- 
führen? 

Antwort des Staatssekretärs Jagoda 
vom 2* Juli 1990 

Die monatlich seit dem 1. Januar 1990 durch die Entgegennahme und 
Bearbeitung der Meldungen für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
im Bereich der Allgemeinen Ortskrankenkassen entstehenden zusätz- 
lichen Kosten lassen sich noch nicht hinreichend genau beziffern. Bisher 
gibt es dafür lediglich Schätzungen des AOK-Bundesverbandes, die von 
etwa 120 Mio. DM jährlich ausgehen. Dieser Betrag betrifft allerdings 
nicht nur den Bereich der Allgemeinen Ortskrankenkassen, sondern auch 
die Innungskrankenkassen. Eine Aufteilung auf beide Kassenarten ist 
nicht möglich. 

Ursächlich dafür, daß bisher lediglich Schätzungen vorliegen, ist zum 
einen, daß das zugrundeliegende Gesetz erst zum 1. Januar 1990 in Kraft 
getreten ist, aber auch, daß bisher - zusammenhängend mit der Neuein- 
führung - in der Anfangsphase zahlreiche Meldungen fehlerhaft und bis 
zum 31. März 1990 alle am 1. Januar 1990 bestehenden geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse zu melden waren. 

Hinsichtlich der durch die Entgegennahme und Bearbeitung der Meldun- 
gen entstehenden Kosten bei den Allgemeinen Ortskrankenkassen darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß bei der Feststellung von Versiche- 
rungspflicht z. B. auf Grund eines Überschreitens der Geringfügigkeits- 
grenze den Krankenkassen, allerdings nicht nur den Allgemeinen Orts- 
krankenkassen, Beiträge zufließen, über die sie ohne die neu eingeführte 
Meldepflicht nicht verfügen könnten. Die Höhe der zu erwartenden 
zusätzlichen Einnahmen läßt sich derzeit noch nicht beziffern. Hierzu gibt 
es bisher - im Gegensatz zu den Kosten des Meldeverfahrens - keine 
Schätzungen des AOK-Bundesverbandes. 

Die Frage, ob und ggf. inwieweit ein Ausgleich der durch die Meldungen 
für geringfügige Beschäftigungs Verhältnisse entstehenden Mehraufwen- 
dungen innerhalb der gesamten gesetzlichen Krankenversicherung erfol- 
gen soll, stellt sich angesichts der geschilderten Datenlage derzeit nicht. 

43. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein beam- 

Dr. Schöfberger teter Radiologe am Klinikum München-Groß- 

(SPD) hadern des Freistaates Bayern nach regelmäßiger 

Inanspruchnahme des Krankenhauspersonals 
und der Krankenhauseinrichtungen mittels 
„berechtigter" Privatliquidationen neben seinem 
besoldungsrechtlich vorgeschriebenen Gehalt 
ein Jahreseinkommen von 7 Millionen DM 
erzielt, und wie beurteilt die Bundesregierung 
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eine derartige Erscheinung angesichts der hohen 
Gesundheitskosten für Beitragszahler und 
Kranke sowie des allgemeinen Pflegenotstands in 
der Bundesrepublik Deutschland gesundheits- 
politisch und beamtenrechtlich? 


44. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


In welchem Ausmaß wirkt sich das allgemeine 
Recht beamteter Chefärzte zur Privatliquidation 
und die dadurch erzielbaren Einnahmen quanti- 
tativ auf die allgemeinen Gesundheitskosten und 
deren Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland aus? 


45. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Hat die zum 1. Januar 1990 in Kraft getretene 
„Gesundheitsreform" an Bereicherung dieser Art 
auf Kosten der Allgemeinheit irgendetwas geän- 
dert und ggf. was, oder beabsichtigt die Bundes- 
regierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit dem- 
nächst dem Deutschen Bundestag Vorschläge zu 
unterbreiten, nach denen Erscheinungen dieser 
Art kostendämpfend unterbunden werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 27. Juni 1990 

Ihre Mitteilung über die angeblichen Nebenverdienste eines beamteten 
Radiologen am Klinikum München-Großhadern ist der Bundesregierung 
aus der Presse bekannt. Nicht bekannt ist, ob es sich bei den genannten 
7 Mio. DM um Umsatz oder bereinigte Einnahmen handelt und welche 
Beträge an das Krankenhaus abgeführt oder an Mitarbeiter bezahlt 
worden sind. Die Bundesregierung kann dies auch nicht feststellen, da sie 
keinerlei Aufsichtsrechte und Prüfungsbefugnisse über Krankenhäuser 
und Universitätskliniken im Freistaat Bayern hat. Deshalb kann dieser Fall 
nicht beurteilt werden. 

Allgemein ist aus beamtenrechtlicher Sicht folgendes festzustellen: Nach 
einem hergebrachten Grundsatz des Beamtenrechts der leitenden Kran- 
kenhausärzte können die Einkünfte der Chefärzte aus ihrer den Kranken- 
hausbereich und die Dienststellung berührenden Betätigung in besonde- 
ren Einstellungsvereinbarungen und durch besondere Zusicherungen 
rechtsverbindlich geregelt werden (BVerfG 52, 303). Im konkreten Fall 
sind entsprechende Regelungen der eigenständigen Entscheidung des 
zuständigen Dienstherrn im Freistaat Bayern Vorbehalten. Diese Regelun- 
gen unterliegen nicht der beamtenrechtlichen Aufsicht des Bundes. Sie 
bestehen regelmäßig in der Einräumung von Eigenliquidationsrechten bei 
der stationären oder ambulanten Krankenbehandlung von „Privatpatien- 
ten" . Als Grund des Eigenliquidationsrechts wird in der Regel angegeben, 
daß die Dienstherrn für ihre Krankenhäuser qualifizierte leitende Ärzte 
benötigen, die sie ohne Einräumung dieses Rechts nicht gewinnen könn- 
ten. 

Die Vorschriften des Krankenhausfinanzierungsgesetzes und der Bun- 
despflegesatzverordnung verpflichten die liquidationsberechtigten Kran- 
kenhausärzte zur Zahlung eines Nutzungsentgelts (Kostenerstattung und 
Vorteilsausgleich). Darüber hinaus erstatten diese Ärzte dem Kranken- 
haus den pauschal aus dem Pflegesatz herausgerechneten Arztkosten- 
anteil (§11 Abs. 3 Bundespflegesatzverordnung 1985). Dadurch ist sicher- 
gestellt, daß die Beitragszahler der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht belastet werden. 
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Das Gesundheits-Reformgesetz (GRG) 1988 hat die bisherigen Regelun- 
gen in § 120 Abs. 1 Satz 3 Sozialgesetzbuch V um die sogenannte „Träger- 
abrechnung" ergänzt. Danach wird die den ermächtigten Krankenhaus- 
ärzten aus ambulanter Tätigkeit zustehende Vergütung nicht mehr von 
diesen selbst gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung abgerechnet, 
sondern für die Ärzte vom Krankenhausträger. Dieser leitet die Vergütung 
nach Abzug der anteihgen Verwaltungskosten sowie der Kosten, die dem 
Krankenhaus im Zusammenhang mit der ambulanten Tätigkeit seiner 
Ärzte entstehen, an die berechtigten Krankenhausärzte weiter. Durch die 
neue Trägerabrechnung, die auch für den Ersatzkassenbereich gilt, ist 
eine effektive Kostenerstattung der Krankenhausärzte sichergestellt. Dar- 
über hinaus erstreckt der § 120 Abs. 5 Sozialgesetzbuch V den in der Bun- 
despflegesatzverordnung 1985 für stationäre wahlärztliche Leistungen 
vorgesehenen Vorteilsausgleich auf die ambulanten Leistungen der 
ermächtigten Krankenhausärzte. Insgesamt gewährleisten diese Neu- 
regelungen, daß die allgemeinen Gesundheitskosten, insbesondere 
soweit sie von der gesetzlichen Krankenversicherung und der Sozialhilfe 
zu tragen sind, nicht durch Kosten für ambulante oder stationäre ärztiiche 
Leistungen belastet werden, die von liquidationsberechtigten Kranken- 
hausärzten gesondert berechnet werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


46. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Bei welchen der ursprünglich geplanten „forward 
storage sites" im einzelnen hat die Bundesregie- 
rung im Zuge der Aufgabe des Konzepts der Vor- 
neverteidigung die Einstellung der Baumaßnah- 
men verfügt, und für welche bereits bestehende 
„forward storage sites" zieht die Bundesregie- 
rung eine Auflösung in Betracht? 


47. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Aufgabe des Konzepts der Vorne- 
verteidigung für den bisherigen Luftverteidi- 
gungsgürtel (PATRIOT, HAWK), insbesondere 
welche Baumaßnahmen im einzelnen - den 
Patriot-Gürtel betreffend - sind eingestellt wor- 
den, und mit welcher Zielstellung, Struktur und 
Anzahl von Systemen soll die Luftverteidigung in 
Zukunft organisiert werden? 


48. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Aufagbe des Konzepts der Vorne- 
verteidigung für die vorhandenen und geplanten 
Führungs- und Aufklärungssysteme, insbeson- 
dere für die Aufklärungs dröhne CL 289? 


49. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Aufgabe des Konzepts der Vorne- 
verteidigung für die Dislozierung der Streitkräfte 
der Bundeswehr? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland<Büning 
vom 5. Juli 1990 

Das NATO Defence Flanning Committee hat am 22. und 23. Mai 1990 
maßgeblich auf deutsche Initiative hin Grundsatzentscheidungen für die 
weitere Entwicklung der NATO getroffen. 

Zu diesen zählt auch die Absicht, die militärische Strategie und die opera- 
tiven Konzepte der NATO mit dem Ziel der Anpassung an die veränderten 
Gegebenheiten zu überprüfen. 

Die konkrete Ausformung künftiger Einsatzplanungen im Hinblick auf 
sich wandelnde politische Rahmenbedingungen ist derzeit noch Gegen- 
stand intensiver Beratungen in den zuständigen NATO-Gremien. Im Vor- 
griff auf zu erwartende Veränderungen einschließlich des Abzuges von 
US-Streitkräften und der Verringerung der Bundeswehr wurden jedoch 
bereits bei Heer und Luftwaffe einzelne Planungen eingestellt bzw. 
ausgesetzt. 

Eine Aussage über die Auflösung bestehender „forward storage sites" 
kann erst erfolgen, wenn über zukünftige Konzeptionen und Streitkräfte- 
strukturen entschieden worden ist. 

Für die Luftwaffe wird die Aufgabe „Luftverteidigung" erhalten bleiben. 
Die Antwort auf die Fragen, mit welcher Zielsetzung, Struktur und Anzahl 
von Systemen die Luftverteidigung in Zukunft organisiert werden soll, ist 
abhängig von den Ergebnissen der laufenden Beratungen im Bündnis. Die 
derzeitigen konzeptionellen Überlegungen gehen dahin, für die Verteidi- 
gung wichtiger Gebiete bodengestützte Flugabwehrraketenwaffen 
(PATRIOT und HAWK) und für den Schutz der übrigen Räume hauptsäch- 
lich die fliegende Komponente der Luftverteidigung vorzusehen. Die Frie- 
densstationierung der Waffensysteme PATRIOT und HAWK wird von 
diesen Überlegungen nicht durchgreifend berührt. 

Bezüglich der Baumaßnahmen für das Waffensystem PATRIOT teile ich 
mit, daß die Luftwaffe zunächst den Beginn aller Baumaßnahmen verscho- 
ben hat, für die noch keine Verträge geschlossen worden sind. Endgültige 
Aussagen hierzu werden jedoch erst gemacht werden können, wenn die 
Überlegungen über eine veränderte Luftverteidigungskonzeption 
abgeschlossen sind. 

Führungs- und Aufklärungsfähigkeit sind für die politische wie militäri- 
sche Führung die unentbehrlichen Grundlagen für den Ausbau friedens- 
stabüisierender Funktionen besonders auf dem Gebiet der Verifikation, 
für eine erfolgreiche Krisenbeherrschung und schließlich für den wirk- 
samen Einsatz unserer Verteidigungskräfte in einem Konfliktfall. Die 
Wahrnehmung dieser vielfältigen Aufgaben kann nur in einem Gesamt- 
verbund aus Aufklärungs- und Führungsmitteln sichergestellt werden. 
Als ein Teilelement dieses Verbundes dient die Drohne CL 289 dem 
unmittelbaren Aufklärungsbedarf des Heeres. Der Beschaffungsumfang 
wird auf die noch abzuschließenden Strukturplanungen des Heeres wie 
auch die verfügbaren finanziellen Ressourcen ausgerichtet. 

Hinsichtlich Ihrer Frage zu der Dislozierung unserer Streitkräfte möchte 
ich im Zusammenhang mit meinen einleitenden Ausführungen noch 
einmal darauf verweisen, daß erst nach Vorliegen von Ergebnissen der 
Beratungen im Bündnis deren Auswirkungen geprüft und berücksichtigt 
werden können. 


50. Abgeordneter 

Gerster 

(Worms) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der innerdeutschen und europäischen 
Entwicklung seit Herbst 1989 für den Auftrag des 
Militärischen Abschirmdienstes? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 2. Juli 1990 

Den Auftrag des MAD hat der Deutsche Bundestag in seinem Gesetzes- 
beschluß vom 31. Mai 1990 (vgl. BR-Drucksache 379/90 vom 1. Juni 1990) 
festgelegt. Bei der Durchführung der Aufgaben wird der Bundesminister 
der Verteidigung der innerdeutschen und europäischen Entwicklung seit 
Herbst 1989 wie bisher selbstverständlich weiter Rechnung tragen. 


51. Abgeordneter In welchem Maß wird die Bundesregierung in 

Gerster den nächsten Jahren Personal und Sachmittel des 

(Worms) Militärischen Abschirmdienstes reduzieren? 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 2. Juli 1990 

Personal und Sachmittel des MAD werden 1991 reduziert werden. Über 
den Umfang wird in den parlamentarischen Beratungen entschieden. 


52. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 

Dr. Kappes es vertretbar wäre, auf die während der Dauer des 

(CDU/CSU) durch den C-Waffen-Abtransport aus Clausen 

bedingten Überflugverbotes im Raum Ramstein- 
Clausen-Zweibrücken-Miesau dort bis zum 
September nicht möglichen Tiefflüge zu verzich- 
ten, anstatt sie nach Südhessen zu verlagern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 10. Juli 1990 

Die luftraumstrukturbedingte hohe Belastung der Bergstraße und des 
nördlichen Odenwaldes durch den militärischen Flugbetrieb ist der 
Bundesregierung bekannt. 

Im Zusammenhang mit dem Abtransport der chemischen Waffen sind in 
Rheinland-Pfalz Flugbeschränkungsgebiete eingerichtet worden. 

Durch das Überflugverbot im Raum Ramstein- Clausen- Zweibrücken- 
Miesau wird der Flugverkehr zu den ostwärts des Rheines gelegenen 
Übungsräumen kanalisiert. Dies führt zu vermehrten Flugbewegungen in 
West-Ost-Richtung, u. a. auch im Raum Odenwald/Bergstraße. 


53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich mit allem 

Dr. Kappes Nachdruck bei unseren NATO-Verbündeten 

(CDU/CSU) hierfür oder für eine andere Lösung einzusetzen, 

die den schlechthin unerträglichen zusätzlichen 
Fluglärm an der Bergstraße und im Odenwald 
vermeidet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 10. Juli 1990 

Für den Bundesminister der Verteidigung ist die Verringerung der durch 
den Tiefflug verursachten Belastung unserer Bevölkerung auf das unver- 
meidbare Maß eine selbstverständliche wie ständige Verpflichtung und 
Zielsetzung. 

Als eine der lärmentlastenden Maßnahmen des neuen Tiefflugkonzeptes 
richtet die Luftwaffe zur Zeit in einer ersten Ausbaustufe ein rechner- 
gestütztes, zentrales Tiefflug-Management-System ein, um regionale 
Überbelastungen abzubauen bzw. verhindern zu können. Die Alliierten 
haben hierzu ihre grundsätzliche Bereitschaft zur Mitarbeit erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Famiiie, Frauen und Gesundheit 

54. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Aus- 

Jaunich gaben nach dem Bundeskindergeldgesetz (vor 

(SPD) allem Kindergeld und Kindergeldzuschlag) für 

die Jahre 1991, 1992, 1993 und 1994? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. Juni 1990 

Auf der Grundlage des geltenden Rechts schätzt die Bundesregierung 
die Ausgaben im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung auf je 
15,05 Mrd. DM für die Jahre 1991 bis 1993 und auf 14,98 Mrd. DM für das 
Jahr 1994. 

55. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es 

Koitzsch derzeit in der Bundesrepublik Deutschland keine 

(SPD) hinreichende („routinemäßige") Überwachung 

des Lebensmittelmarktes bezüglich einer statt- 
gefundenen Strahlenbehandlung von Lebens- 
mitteln (ionisierende, radioaktive Bestrahlung 
zur Konservierung von Lebensmitteln) gibt, da 
schon die zuständigen Untersuchungsämter bun- 
desweit - auf Grund ihrer rein technischen, appa- 
rativen Ausrüstung - nicht dazu in der Lage sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. Juni 1990 

Für Gewürze und Trockengemüse wurden vom Bundesgesundheitsamt 
zwei auf der Chemielumineszenz- und Thermolumineszenztechnik beru- 
hende Analysenverfahren entwickelt und in der Amtlichen Sammlung 
von Untersuchungsverfahren nach § 35 des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes veröffentlicht. Beide Verfahren sind für die routine- 
mäßige Kontrolle geeignet, weil sie nur einen geringen analytischen 
Aufwand benötigen. Inwieweit diese Verfahren bereits von den für die 
Lebensmittelüberwachung zuständigen Landesbehörden angewendet 
werden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Bezüglich des Kostenauf- 
wandes für die amtliche Lebensmittelüberwachung wird auf die Antwort 
der Bundesregierung vom 10. Oktober 1989 auf die Frage 13 der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Frau Saibold und der Fraktion DIE GRÜNEN 
betr. „Nachweis der Strahlenbehandlung, von Lebensmitteln" (Druck- 
sache 11/5363) verwiesen. 

Eine Anzahl von weiteren speziellen Analysenverfahren, mit denen die 
Möglichkeit der routinemäßigen Kontrolle eines größeren Bereiches der 
für eine Strahlenbehandlung in Frage kommenden Lebensmittel eröffnet 
werden dürfte, sind in der Entwicklung. 

56. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Arten 

Koitzsch und Mengen von Lebensmitteln, die mit ionisie- 

(SPD) renden Strahlen behandelt wurden, aus EG-Staa- 

ten, in denen diese Art der Konservierung erlaubt 
ist, auf unseren Verbrauchermarkt gelangen, und 
wie sehen die entsprechenden Angaben bezüg- 
lich des bundesdeutschen Verbrauchermarktes 
für Waren aus Staaten außerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft aus (- hier insbesondere 
auch für Waren aus Ländern der „Dritten Welt"), 
in denen eine Bestrahlung der Lebensmittel 
zulässig ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. Juni 1990 

In der Bundesrepublik Deutschland ist das gewerbsmäßige Behandeln 
von Lebensmittel mit ionisierenden Strahlen und ihr Inverkehrbringen 
verboten. Das Verbot gilt auch für die Einfuhr bestrahlter Lebensmittel. 
Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die widerrecht- 
liche Einfuhr von mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln 
vor. 


57. Abgeordneter Besteht nach Ansicht der Bundesregierung eine 

Koitzsch gesundheitliche Gefahr für den Verbraucher 

(SPD) durch strahlenbehandelte Lebensmittel, wenn ja, 

welche? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. Juni 1990 

Die maßgeblichen nationalen, supranationalen und internationalen wis- 
senschaftlichen Gremien, die sich mit der Beurteilung der Lebensmittel- 
bestrahlung befaßt haben, sind zu dem Ergebnis gekommen, daß Lebens- 
mittel, die sachgerecht mit einer Energiedosis bis zu 10 Küogray bestrahlt 
worden sind, keinerlei gesundheitliche Gefahr für den Verbraucher dar- 
stellen. 


58. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, eine Kenn- 

Koltzsch zeichnungspflicht für strahlenbehandelte 

(SPD) Lebensmittel einzuführen, und wie sollte eine 

derartige Forderung überprüft werden (Nach- 
weis!) - etwa auch bei behandelten Gewürzen 
in Fleischerzeugnissen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. Juni 1990 

Da in der Bundesrepublik Deutschland mit ionisierenden Strahlen behan- 
delte Lebensmittel nicht in den Verkehr gebracht werden dürfen, sind 
spezielle Kennzeichnungsvorschriften nicht erforderlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


59. Abgeordneter 

Diller 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
der von der Deutschen Bundesbahn (DB) für den 
Abschnitt Birresborn — Densborn der DB-Eifel- 
strecke Trier — Gerolstein — Köln beabsichtigte 
Übergang vom zwei- auf eingleisigen Betrieb aus 
strukturpolitischen Gründen abzulehnen ist? 


60. Abgeordneter 

Diller 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß 
die DB alles daran setzen muß, damit durch ent- 
sprechende Investitionen in Signaltechnik, Ober- 
bau, Wagenmaterial (Pendolino/Talgo-Züge) 
und Verbesserungen der Zugfrequenzen (Takt- 
verkehr) die Eifelstrecke Trier — Gerolstein — 
Köln künftig eine hohe Attraktivität besitzt, und 
wie sehen die entsprechenden Investitionspläne 
mittelfristig aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 29. Juni 1990 

Die Deutsche Bundesbahn ist sich der strukturellen Bedeutung der 
Strecke Trier — Gerolstein — Köln für die Eifelregion durchaus bewußt. Im 
Geschäftsjahr 1990 werden für Oberbauarbeiten auf der Eifelstrecke 
6,5 Mio. DM aufgewendet. Dabei wird darauf geachtet, daß mit den Maß- 
nahmen auch Geschwindigkeitsanhebungen verbunden sind. Nach Mit- 
teilung der Deutschen Bundesbahn sind weitere Fahrzeitverkürzungen 
auf Grund der Topographie, die hierfür eine teilweise neue Strecken- 
führung bedingen würde, nur mit einem unvertretbar hohen finanziellen 
Aufwand reahsierbar. 

Ab 1991 ist ein 2-Stunden-Takt mit Eilzügen vorgesehen, deren Attraktivi- 
tät mittelfristig durch den Einsatz von neuen Regional-Schnellbahn-Fahr- 
zeugen noch gesteigert werden soll. Dabei wird auch ein wirtschaftlicher 
Einsatz von Fahrzeugen mit Pendolino-Technik geprüft. 

Bei einem Übergang vom zwei- zum eingleisigen Betrieb im Abschnitt 
Birresborn — Densborn (ca. 7 km) der Teilstrecke (Ehrang — ) Kordel — 
Gerolstein (rd. 60 km) wäre diese Teilstrecke insgesamt eingleisig. Ob 
diese ansich kostengünstigere Betriebsweise mit dem vorgesehenen An- 
gebot vereinbar ist, wird von der Deutschen Bundesbahn derzeit geprüft. 


61. Abgeordneter 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten und baulichen Maßnahmen sind 
bei Erreichung welcher Vorteile bei der Elektri- 
fizierung der Lahnstrecke von Koblenz über 
Limburg nach Gießen aufzuwenden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom29. Juni 1990 

Eine Elektrifizierung der Lahntalstrecke von Koblenz über Limburg, 
Wetzlar bis Gießen erfordert Investitionen 

” für den Streckenabschnitt Niederlahnstein — Limburg in Höhe von 
rd. 150 Mio. DM, 

- für den Streckenabschnitt Limburg — Wetzlar in Höhe von rd. 180 Mio. 
DM. 

Diese Investitionen beruhen auf dem Preisstand von 1983. In ihnen sind 
die Ausgaben für Bahnstromleitungen einschließlich der elektrischen 
Oberleitungen, Herstellung des elektrischen Profils in Tunneln, Änderung 
der Signal- und Fernmeldeanlagen sowie Planungskosten enthalten. 

Vorteile einer Elektrifizierung dieser Strecke sind: 

- Verbesserung der Reisezeiten durch Kürzung der Aufenthalte durch 
den wegfallenden Wechsel von Elektro- auf Dieseltraktion sowie durch 
kürzere Fahrzeiten in Abhängigkeit von der Streckentrassierung, 

- kürzerer Umlauf und wirtschaftlicherer Einsatz von Personal und 
rollendem Material, 

- Auflösung von „ Dieselinseln " . 


62. Abgeordneter 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Wie verhalten sich Aufwand, Kosten und Nutzen 
demgegenüber beim Einsatz des Pendolino auf 
dieser Eisenbahnstrecke? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 29. Juni 1990 

Ein Vergleich des Aufwandes, der Kosten und des Nutzens eines Pendo- 
lino-Einsatzes ist derzeit nicht möglich, da die Deutsche Bundesbahn ihre 
diesbezüglichen Untersuchungen noch nicht abgeschlossen hat. 


63. Abgeordneter Trifft es zu, daß es bei dem bei der Deutschen 

Pauli Bundesbahn seit dem 28. Mai 1990 eingeführten 

(SPD) Beförderungssystem Gepäck-Expreßgut-Post 

(GEP) zu erheblichen Beförderungsschwierig- 
keiten, wie beispielsweise Rückstände, verspä- 
tete Auslieferungen an den Empfänger usw., 
gekommen ist, und wenn ja, welche Gründe 
waren hierfür maßgebend? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 3. Juli 1990 

Bei der Umsetzung der Neuordnung des Gepäck- und Expreßgutverkehrs 
der Deutschen Bundesbahn traten in Köln und München größere 
Probleme auf, die in ihrer Sogwirkung das gesamte System bundesweit 
und auch grenzüberschreitend beeinträchtigten. Die maßgebenden 
Gründe für die Anlauf Schwierigkeiten waren: 

- Lieferschwierigkeiten der Industrie bei den für dieses System benötig- 
ten neuen Rollbehältern, 

- Mängel in der Örtlichen Organisation, 

- Umstellung der Mitarbeiter auf neue, ungeübte Arbeitsabläufe. 

Hinzu kam, daß sich die Begleitumstände (Fahrplanwechsel, Wochen- 
ende mit hohem Reisenden- und Gepäckaufkommen) ungünstig auswirk- 
ten. Die meisten Fehler sind nach Angaben der Deutschen Bundesbahn 
inzwischen behoben; der Verkehr wird überwiegend planmäßig abgewik- 
kelt. Die in München noch vorliegenden Probleme im personellen 
Bereich will die Deutsche Bundesbahn bis Mitte dieses Monats aus- 
räumen. 


64. Abgeordneter In welcher Größenordnung sind Einnahmeaus- 

Pauli fälle bzw. Schadensersatzforderungen fest- 

(SPD) gestellt worden bzw. noch zu erwarten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 3. Juli 1990 

Den Umfang der zu erwartenden Einnahmeausfälle und Schadenersatz- 
forderungen kann die Deutsche Bundesbahn zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht exakt beziffern. 

Nach ersten Erhebungen erwartet sie keine Auswirkungen auf das Auf- 
kommen an Reisenden und Gepäck. Auch beim Expreßgut wird sich nach 
Einschätzung der Deutschen Bundesbahn das wettbewerbsgerecht konzi- 
pierte Beförderungssystem nach einer Gewöhnungsphase am Markt 
durchsetzen. 


65. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Ergebnisse der externen betriebswirtschaftlichen 
Untersuchungen über die Trassenführung der 
DB-Schnellfahrstrecke Stuttgart — München zu 
erhalten? 
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66. Abgeordneter Falls die Untersuchung schon vorliegt, wie be- 

Sauer wertet sie die Ergebnisse? 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 3. Juli 1990 

Die angesprochenen Untersuchungen liegen der Bundesregierung noch 
nicht vor. 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn gebeten, ihm die Ergebnisse zu übermitteln. 


67. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 29. Juni 1990 

Die von der Initiative „Magistrale für Europa", der unter anderem die 
Städte München, Ulm, Stuttgart, Karlsruhe und Straßburg angehören, vor- 
gestellte Resolution und Broschüre enthält keine konkreten Vorschläge 
für eine Verknüpfung der Hochgeschwindigkeitsverbindung Paris — 
Straßburg mit der Rheintalstrecke Karlsruhe — Offenburg — Basel. 

Eine von den Verkehrsministern der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreichs eingesetzte Arbeitsgruppe prüft derzeit die Streckenführung 
für die Schnellbahnverbindung Paris — Ostfrankreich — Südwest- 
deutschland unter Würdigung der Zielvorstellung einer gleichwertigen 
Anbindung der Bahnnetze über Saarbrücken und über Straßburg. Ende 
dieses Jahres werden hierzu konkrete Ergebnisse vorliegen. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngste 
Städteinitiative München, Ulm, Stuttgart, Karls- 
ruhe, Straßburg für eine Hochgeschwindigkeits- 
verbindung München — Straßburg — Paris hin- 
sichtlich einer Verknüpfung mit der Rheintal- 
strecke? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung auf Grund des 

Baum Artenschutzgesetzes die Behauptung, daß „ein- 

(FDP) heimische Greifvögel" (wie z. B, Milane, Mäuse- 

bussarde, Turmfalken) nicht mehr gezüchtet 
werden dürfen und die Gelege der heimischen 
Taggreife mit Ausnahme der reinen Beizvögel 
vernichtet werden müssen? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 29. Juni 1990 

Die in der Frage zitierten Behauptungen sind falsch. Zuchtverbote und die 
Pflicht zur Vernichtung der Gelege von heimischen Greifvögeln bestehen 
nicht. Vielmehr hat der Gesetzgeber sich bei der Verabschiedung der 
Artenschutznovelle im Jahre 1986 klar gegen die Möglichkeit entschie- 
den, durch Rechtsverordnung Genehmigungspflichten oder Verbote für 
die Zucht einzuführen (vgl. Drucksache 10/6341 S. 46 zu § 26). 
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Lediglich aus § 3 der Bundeswildschutzverordnung ergibt sich eine grund- 
sätzliche Haltungsbeschränkung auf insgesamt nicht mehr als zwei Exem- 
plare der Arten Habicht, Steinadler und Wanderfalke. Für die Haltung 
weiterer (auch nachgezogener) Exemplare und solche anderer Arten ist 
dagegen immer eine Ausnahmegenehmigung erforderhch. 

Die Vermarktung gezüchteter Greifvögel mit Ausnahme der Neuwelt- 
geier kann nach § 12 Abs. 3 Bundesartenschutzverordnung dann zugelas- 
sen werden, wenn die Greifvögel in Übereinstimmung mit der Bundes- 
wildschutzverordnung gehalten werden. 

Daher ergibt sich auch aus Haltungs- oder Vermarktungsbeschränkungen 
nicht der Zwang zur Vernichtung von Gelegen heimischer Greifvögel. 


69. Abgeordneter 
Dr. Göhner 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Presse- 
berichte (Süddeutsche Zeitung Nr. 116, S, 36, 
21. Mai 1990) über angebliche Ergebnisse von 
Untersuchungen des Instituts für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene im Bundesgesundheits- 
amt über Dioxinwerte in Zeitungen vmd Zeit- 
schriften, und hält die Bundesregierung es für 
vertretbar, daß - wie in dem Pressebericht ausge- 
führt wird - Illustrierte wie der „stern" 35 Nano- 
gramm und DER SPIEGEL 30 Nanogramm Dioxin 
pro Kilogramm Papier angeblich aufweisen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 3. Juli 1990 

Im Bereich der Zellstoff- und Papiererzeugung kommt es nach derzeitigen 
Kenntnissen nur beim Bleichen der Zellstoffe (2. Stufe der Delignifizierung 
des Rohstoffes Holz) mit Chlor und Chlorverbindungen unter bestimmten 
Bedingungen zur Bildung von polychlorierten Dibenzodioxinen und 
-furanen. 

Hierbei kommt der Bleiche der nach dem Sulfatverfahren hergestellten 
Zellstoffe die wesentliche Bedeutung zu. 

Zahlreiche Untersuchungen und Messungen insbesondere in den Haupt- 
erzeugerländern von Sulfatzellstoffen hatten zum Ergebnis, daß Abwäs- 
ser, Schlämme, Ablagerungen und Meerestiere in z. T. erheblichem 
Umfang mit Dioxinen belastet sein können. 

Bei dem weltweit nur in geringem Umfang, in der Bundesrepubhk 
Deutschlcind aber ausschließlich angewandten Sulfitverfahren kann die 
Bildung von Dioxinen nicht ganz ausgeschlossen werden, bisherige 
Untersuchungen in bundesdeutschen Zellstoffabriken gaben aber keine 
Hinweise auf Dioxinentstehung. Die Dioxin-Kontamination der in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellten Papierprodukte stammt somit 
nach dem derzeitigen Kenntnisstand aus den importierten chlorgebleich- 
ten Sulfatzellstoffen. 

Hochchlorgebleichte Sulfatzellstoffe sind auf Grund ihrer längeren Fasern 
reißfester und damit für die Verwendung von Rotationstiefdruckpapier 
geeignet. Untersuchungen des Bundesgesundheitsamtes zufolge können 
Rotationstiefdruckpapiere (Journale) mit ca. 30 bis 35 ng toxischen Dioxin- 
äquivalenten (TE) belastet sein. Papiersorten, deren Zellstoff nur sehr ge- 
ring mit Ghlor, statt dessen in anderen Bleichsequenzen behandelt 
wurde, sind nur mit wenigen ng Dioxinäquivalenten belastet. Papiere aus 
ungebleichtem oder sauerstoffgebleichtem Zellstoff weisen sogar Werte 
unter 1 ng TE/kg auf. Beim Altpapierrecycling werden gering belastete 
Zeitungen mit höher belasteten Journalen zusammen verwendet. Die 
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Gehalte in Recyclingpapieren liegen daher im Bereich von 6 bis 17 ng 
TE/kg. Eine weitere, wenn auch untergeordnete Dioxinquelle im Papier 
könnte neben der Clorbleiche die Verwendung dioxinhaltiger Druckfar- 
ben auf Cloranilbasis sein. 

Die festgestellten Dioxinbelastungen in den betreffenden Papiererzeug- 
nissen liegen weit unterhalb des in der Gefahrstoffverordnung in § 9 Abs. 6 
festgelegten Grenzwertes von 0,005 mg/kg (ppm) für die Summe von 
8 polychlorierten Dibenzodioxinen und Dibenzofuranen. Eine Gefährdung 
von Mensch und Umwelt ist durch den Umgang mit den in Rede stehenden 
Papiererzeugnissen z. Z. nicht anzunehmen. 

Die Bundesregierung hält es jedoch aus Vorsorgegründen und zur Ver- 
meidung von Akkumulationsprozessen für erforderlich, die Gehalte an 
polychlorierten Dibenzodioxinen und Dibenzofuranen auch in Papier- 
erzeughissen nach dem Stand der Technik auf ein Mindestmaß weiter zu 
reduzieren. 


70. Abgeordneter 
Dr. Göhner 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten bestehen zur Reduzierung 
dieser Dioxinbelastungen, und wird die Bundes- 
regierung auf einen Grenz- oder Richtwert für 
Dioxine bei Papierprodukten hinwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 3. Juli 1990 

Zur weiteren Reduzierung der Belastung von Papiererzeugnissen mit 
polychlorierten Dibenzodioxinen und Dibenzofuranen hat die Bundes- 
regierung eine Reihe von Maßnahmen ergriffen oder eingeleitet. Dazu 
zählen insbesondere; 

- Erarbeitung von Abwasserverwaltungsvorschriften nach dem Wasser- 
haushaltsgesetz, wonach bei der Papier- und Zellstoff herstellung nur 
noch Bleichverfahren zulässig sind, die entweder zu gar keiner oder zu 
sehr geringer Belastung führen können, 

- Bekanntgabe von Zielfestlegungen zur Vermeidung, Verringerung 
oder Verwertung von Abfällen aus Papier, wonach ab dem 1. Juli 1991 
die Papierindustrie u. a. auf den Einsatz chlorgebleichter Faserstoffe 
nach dem Stand der Technik verzichten soll, 

- Überprüfung der derzeitigen Regelung des § 9 Abs. 6 der Gefahrstoff- 
verordnung, wonach die Zahl der bisher geregelten polychlorierten 
Dibenzodioxine und -furane auf insgesamt 17 zu erweitern und der bis- 
herige Grenzwert ggf. zu senken ist. Die Regelung gilt unabhängig von 
der Art und Herkunft des Erzeugnisses und insoweit auch bei importier- 
ten Produkten. Spezielle Regelungen für Papierprodukte innerhalb der 
Gefahrstoffverordnung sind deshalb derzeit nicht vorgesehen. 

Über diese nationalen Maßnahmen hinaus setzt sich die Bundesregierung 
in internationalen Gremien (HELCOM, PARCOM, INSK usw.) mit Nach- 
druck für eine Verringerung der zugelassenen Abwasserwerte ein mit der 
Folge, daß eine Umstellung der herkömmlichen Bleichverfahren auf 
umweltfreundlichere Verfahren erforderlich wird. 


71. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Gebiet am Schaalsee im Kreis Herzog- 
tum Lauenburg als Naturschutzgebiet von natio- 
naler Bedeutung auszuweisen und in der Folge 
Maßnahmen zum Schutz dieses Gebiets finan- 
ziell zu fördern? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 2. Juli 1990 

Die Bundesregierung steht einem Naturschutzvorhaben gesamtstaatlich 
repräsentativer Bedeutung im Bereich des Schaalsees aufgeschlossen 
gegenüber. Sie würde die Durchführung dieses Naturschutzprojektes 
begrüßen und ist bereit, es im Rahmen der ihr durch den Bundeshaus- 
haltsplan vorgegebenen Möglichkeiten finanziell zu unterstützen. 

Jedoch vertritt die Bundesregierung die Auffassung, sich bei den weiteren 
Überlegungen zur Konzeption des Projektes nicht nur auf den Bereich des 
Landkreises Herzogtum Lauenburg zu beschränken, sondern auch die 
naturschutzfachlich ebenso bedeutenden Bereiche, dieses Landschafts- 
raumes im angrenzenden Gebiet der Landkreise Hagenow und Gade- 
busch der Deutschen Demokratischen Republik zu berücksichtigen. 

Aus diesem Grund hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit am 12. Juni 1990 mit dem zuständigen Fachniinisterium 
der Deutschen Demokratischen Republik, dem Ministerium für Natur, 
Umwelt und Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein, den 
berührten Landkreisen und der grenzüberschreitend bereits aktiven 
Umweltstiftung World Wide Fund for Nature (WWF-Deutschland) ein 
gemeinsames Gespräch über ein grenzüberschreitendes Naturschutzvor- 
haben gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung geführt. 

Als Ergebnis dieses Gesprächs wurde Einvernehmen darüber erzielt, daß 

- das Gebiet des Schaalsees von besonderer regionaler und nationaler 
Bedeutung für den Naturschutz ist; 

- die Durchführung eines gesamtstaatlich repräsentativen Naturschutz- 
vorhabens im Bereich des Schaalsees notwendig ist; 

- zur langfristigen Sicherung des Projektgebietes Naturschutzgebiete 
ausgewiesen werden, deren Abgrenzung von den bestehenden 
Planungen (vorhandene und sichergestellte Naturschutzgebiete) aus- 
geht; 

- Erweiterungen dieser Naturschutzgebiete der naturschutzfachlichen 
Zielsetzung des gesamtstaatlich repräsentativen Projektes Rechnung 
tragen werden. 

Die betroffenen Gebietskörperschaften haben erläutert, daß sie eine Ent- 
scheidung zur Trägerschaft erst im Laufe des 4. Quartals 1990 herbeifüh- 
ren können. 

Für die abschließende Entscheidung über die Durchführung eines Natur- 
schutzvorhabens gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung im Bereich 
des Schaalsees bedarf es der Erarbeitung und Vorlage eines fachlich fun- 
dierten Antrages durch einen geeigneten, zwischen den Gebietskörper- 
schaften noch zu findenden Trägers. 


72. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den von der 
Stadt Freiburg am 1. Juni 1990 ausgerufenen 
sog. Ozonalarm in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht, und welche klimatischen Verhält- 
nisse rechtfertigen nach Auffassung der Bundes- 
regierung eine regional begrenzte Ausrufung 
eines Ozonalarms? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 28. Juni 1990 


Ozon ist ein Schadgas, das bei erhöhten Konzentrationen ein Gesund- 
heitsrisiko, insbesondere durch Minderung der Lungenfunktion, darstellt. 
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Insofern sieht es die Bundesregierung als gerechtfertigt an, die Bevölke- 
rung ab einer bestimmten Konzentration vorsorglich zu warnen. Die 
Zuständigkeit für solche Warnungen bestimmt sich nach Landesrecht. 

Für das Entstehen erhöhter Ozonkonzentrationen sind die sogenannten 
X’orläufersubstanzen (Stickoxide, Kohlenwasserstoffe) sowie eine ausrei- 
chende Sonneneinstrahlung verantwortlich. Sie treten in Mitteleuropa 
großräumig im Verlauf sommerlicher Hochdruckwetterlagen auf. Die 
höchsten Werte werden am Rande von Ballungsgebieten und in höheren 
Lagen der Mittelgebirge gemessen. In Einzelfällen können regional 
begrenzte Warnungen sinnvoll sein, z, B. im Gebiet des Oberrheingrabens 
oder der Kölner Bucht. 


73. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse rechtfertigen nach Auffas- 
sung der Bundesregierung eine regional 
begrenzte Ausrufung eines Ozonalarms, und 
bestehen Pläne für eine bundesgesetzliche Rege- 
lung? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 28. Juni 1990 

Zum ersten Teil dieser Frage siehe Antwort zu Frage 72. 

Es wird angestrebt, zu einer bundeseinheitlichen Praxis der Warnung bei 
erhöhten Ozonkonzentrationen zu gelangen. 

So hat eine Arbeitsgruppe des Länderausschusses für Immissionsschutz 
(LAI) auf Beschluß der Amtschefs der Umweltressorts von Bund und Län- 
dern „Empfehlungen zur bundeseinheitlichen Praxis bei erhöhten Ozon- 
konzentrationen" entworfen, die im Oktober 1989 vom LAI zustimmend 
zur Kenntnis genommen wurden. 

Ferner hat die Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinalbeamten der 
Länder (AGLMB) den Auftrag der Gesundheitsministerkonferenz erhal- 
ten, sich auf einen Richtwert für erhöhte Ozonkonzentrationen zu verstän- 
digen, von dem ab gesundheitliche Verhaltensempfehlungen für die 
Bevölkerung gegeben werden sollen. Mit einem Beschluß in der Sitzung 
der AGLMB am 28. /29. Juni 1990 wird gerechnet. 


74. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Verhaltensregeln sind nach Auffassung 
der Bundesregierung bei Ausrufung von Ozon- 
alarm für die Bürgerinnen und Bürger geboten 
und sachgerecht, um Beeinträchtigungen der 
Gesundheit möglichst gering zu halten? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 28. Juni 1990 


Die Bundesregierung ist mit den Experten aus Medizin und Wissenschaft 
der Auffassung, daß bei erhöhten Ozonkonzentrationen ungewohnte 
körperliche Anstrengungen vorsorglich vermieden werden sollten. 

Dieser Appell richtet sich an alle Bevölkerungskreise. Nach bisherigen 
Erkenntnissen ist eine besondere Verhaltensempfehlung für Menschen 
mit Atemwegserkrankungen nicht gerechtfertigt. 

Erst ab höheren Konzentrationen (etwa ab 360 gg/m-^) ist bei empfindli- 
chen Personen mit Gesundheitsgefährdungen zu rechnen. Diese Konzen- 
trationen treten in der Bundesrepublik Deutschland nur selten auf. Die 
Bevölkerung sollte oberhalb solcher Konzentrationen gewarnt werden; 
von einem Aufenthalt im Freien ist abzuraten. 
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75. Abgeordneter Auf welche Weise (Gerät, Methode) wird der 

Wüppesahl Reaktordruckbehälter des Atomkraftwerkes 

(fraktionslos) Krümmel auf Versprödungsrisse, Haarrisse und 

Risse in der Größenordnung unterhalb eines 
Millimeters auf der Oberfläche und im Inneren 
des Stahls untersucht, und bewertet die Bundes- 
regierung sowohl die Untersuchungsmethoden 
als auch die durch sie gewonnenen Ergebnisse als 
ausreichend zur Risikoabschätzung? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 4. Juli 1990 

Der Reaktordruckbehälter (RDB) des Kernkraftwerkes Krümmel ist nach 
der Herstellung einer Basisprüfung mit Ultraschall-, Magnetpulver- und 
Farbeindrin gverfahren unterzogen worden. Dabei sind Oberflächenrisse 
mit einer Tiefe in der Größenordnung von kleiner als 1 mm sicher nach- 
gewiesen und entfernt worden. 

Die wiederkehrenden Prüfungen des RDB werden mit dem Ultraschall ver- 
fahren sowie in Teübereichen (z. B. am RDB-Deckel) zusätzlich mit Ober- 
flächenrißprüfungen mit der Magnetpulverprüfung und dem Farbein- 
dringverfahren durchgeführt. Außerdem werden in bestimmten Zeitab- 
ständen visuelle Prüfungen der inneren RDB -Oberfläche vor genommen. 

Um relevante von nicht-relevanten Anzeigen zu unterscheiden, sind im 
kerntechnischen Regelwerk (KTA 3201.4 „Komponenten des Primär- 
kreises von Leichtwasserreaktoren, Teü 1: Wiederkehrende Prüfungen 
und Betriebsüberwachung") für diese Prüfungen Registrier grenzen fest- 
gelegt. Diese Registrier grenzen liegen über der in der Frage genannten 
Größenordnung von kleiner als 1 mm. 

Die Registriergrenzen und die Prüfintervalle sind so festgelegt, daß wäh- 
rend des Betriebs entstandene oder gewachsene Fehler lange vor dem 
Erreichen kritischer Abmessungen sicher erkannt werden. Die Bundesre- 
gierung hat keine Zweifel, daß die verwendeten Untersuchungsmethoden 
und die durch sie gewonnenen Ergebnisse ausreichen, um den sicheren 
Betrieb des RDB des Kernkraftwerkes Krümmel zu gewährleisten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


76. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost beab- 

Lambinus sichtigt, von dem den Funkamateuren (durch die 

(SPD) Internationale Fernmeldeunion) zugewiesenen 

70 cm- Amateurfunkband 2 MHz abzutrennen 
und diese dem kommerziellen Funkdienst zu 
überlassen, und wenn ja, aus welchen Gründen 
soll eine derartige Abtrennung erfolgen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 29. Juni 1990 

Es ist richtig, daß der Bundesminister für Post und Telekommunikation am 
15. Februar 1990 ein erstes Verbandsgespräch mit dem Vorstand des 
Deutschen Amateur- Radio-Clubs e. V. (DARC) geführt hat. Bei dieser Ge- 
legenheit wurde - u. a. ausgelöst durch den Wunsch des DARC nach 
Zuweisung eines zusätzlichen Spektrums für die Funkamateure - auch die 
Frage einer möglichen Neuverteüung des Frequenzbereichs 430 bis 
440 MHz angesprochen. 
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Damit sollten Überlegungen angeregt werden, durch die Verlagerung von 
Aktivitäten des Amateurfunks in andere Bereiche, dem sich dynamisch 
entwicklenden Mobilfunk im 400 MHz-Bereich, zusätzlich etwa 2 MHz 
(entsprechend 20% des 70 cm-Amateurfunkbereichs) zur Verfügung zu 
stellen. 

Es handelt sich hierbei um Vorüberlegungen in Richtung einer optimier- 
ten Nutzung dieses wichtigen Frequenzteilbereiches. 

Der Bundesnünister für Post und Telekommunikation beabsichtigt, die 
Angelegenheit auf der Basis eines breiten Konsenses und unter Einbezie- 
hung volkswirtschaftlicher Aspekte zu lösen. 

Der Vorstand des DARC wurde gebeten, hierzu seine Meinung zu bilden 
und diese beim nächsten Verbandsgespräch im Juli 1990 vorzutragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


77. Abgeordneter Plant die Bundesregierung Maßnahmen zur 

Großmann Verringerung der Fehlbelegung von Sozialwoh- 
lSPD) nungen bzw. zur stärkeren finanziellen Belastung 

von Fehlbelegern? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 27. Juni 1990 

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Gesetz über den Abbau der Fehl- 
subventionierung im Wohnungswesen, zuletzt geändert auf Grund der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Juni 1988, die not- 
wendigen Voraussetzungen geschaffen, um dem Problem der Fehlbele- 
gung von Sozialwohnungen begegnen zu können. Insbesondere durch die 
1985 in das Gesetz eingefügte Vorschrift des § 16 hat er die Voraussetzung 
geschaffen, daß die Landesgesetzgeber die gesetzlichen Instrumente den 
Gegebenheiten in ihren Ländern anpassen. Von dieser Möglichkeit haben 
inzwischen die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, 
Hamburg und Nordrhein-Westfalen Gebrauch gemacht. In den Ländern 
Hessen und Rheinland-Pfalz werden entsprechende Maßnahmen 
erwogen. 

Zusätzliche Maßnahmen zur Lösung des Problems der Fehlbelegung plant 
die Bundesregierung gegenwärtig nicht. 


78. Abgeordneter Hält die Bundesregierung aus wohnungspoliti- 

Großmann sehen Gründen Änderungen bei der sog. Stell- 

(SPD) platzpflicht bzw. der kommunalen Praxis im 

Umgang mit dieser Regelung für erforderlich? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 27. Juni 1990 

Die Pflicht, bei der Errichtung baulicher Anlagen die erforderlichen Stell- 
plätze zu schaffen oder statt dessen einen Ablösungsgeldbetrag an die 
Gemeinde zu zahlen, ist in den Bauordnungen der Länder geregelt. Die 
Gesetzgebungs- und Ausführungskompetenz hierfür liegt ausschließlich 
bei den Ländern. Die Bundesregierung begrüßt es aber, daß die Länder 
von den in ihren Bauordnungen gegebenen Möglichkeiten zunehmend 
Gebrauch machen, im Interesse der Schaffung zusätzlichen Wohnraums 
Ausnahmen oder Befreiungen von diesen Stellplatzvorschriften zu 
erteilen. 
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79. Abgeordneter 

Großmann 


(SPD) 


Welche Arbeitskreise, Informationskreise, Exper- 
tenkommissionen, Sachverständigengruppen 
und konzertierte Aktionen mit Beteiligung exter- 
ner Vertreter existieren im Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 27. Juni 1990 


Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau bestehen folgende Arbeitskreise, Informations- 
kreise, Expertenkommissionen, Sachverständigengruppen und konzer- 
tierte Aktionen mit Beteiligung externer Vertreter: 

Im Bereich Raumordnung und Städtebau: 

- Beirat für Raumordnung 

- Deutscher Ausschuß für den ländlichen Raum 

- Wissenschaftlicher Beirat der Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung. 

Im Bereich Bauwesen: 

- Ausschuß für Anwendungsfragen der VOB auf Bundesebene (VOB- 
Ausschuß) 

- Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung mit Forschungsrat und 
13 Facharbeitskreisen 

- Arbeitsausschuß für die RBBau (Richtlinien für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich der Finanzbau- 
verwaltungen) 

- Beratender Ausschuß für öffentliches Auftragswesen 

- Vorbereitender Ausschuß EG-Harmonisierung im Bauwesen 
(Vorsitz und Geschäftsführung) 

- Arbeitsgruppe Vergabehandbuch 

-- Gemeinsamer Ausschuß Elektronik im Bauwesen (GAEB) 

- Arbeitskreis Maschinen-Elektrotechnik staatlicher und kommunaler 
Verwaltungen (AMEV) 

- Sachverständigengremien „Gesundes Bauen und Wohnen" 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist 
darüber hinaus an bilateralen und multilateralen Raumordnungskommis- 
sionen und -konferenzen beteiligt und nimmt an den Sitzungen der 
Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen 
zustän^digen Minister der Länder (ARGEBAU) teil. Vertreter des Bundes- 
ministers arbeiten mit im Deutschen Verdingungsausschuß (DVA) sowie 
im Rahmen der Normierungsarbeit im DIN und seinen Unterausschüs- 
sen. Daneben werden in regelmäßigen Abständen wohnungswirtschaftli- 
che Spitzengespräche mit den zuständigen Verbänden durchgeführt. 


80. Abgeordneter Wie haben die bundesbeteiligten ehemaligen 

Großmann gemeinnützigen Wohnungsunternehmen bisher 

(SPD) den Appell der Bundesministerin für Raumord- 

nung, Bauwesen und Städtebau von St. Englmar 
umgesetzt, die Neubauinvestitionen zur Verbes- 
serung des Angebots an preiswerten Mietwoh- 
nungen zu verstärken? 
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Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 27. Juni 1990 

Auch die bundesbeteiligten Wohnungsuntemehmen haben den von 
Ihnen genannten Appell von Frau Bundesministerin Hasself eldt positiv 
aufgenommen. Im Rahmen der Aufgaben, die den Unternehmen nach 
dem jeweiligen Gesellschafts vertrag obliegen, und der finanziellen Mög- 
lichkeiten, die ihnen zur Verfügung stehen, haben sie ihre Neubaupro- 
gramme erheblich ausgeweitet und sind bemüht, dies auch noch weiter- 
gehend zu tun. 


81. Abgeordneter 

Häuser 


(SPD) 


Wie hoch sind die direkten und indirekten 
{Steuerausfälle) Ausgaben des Bundes für die 
Schaffung und Erhedtung von Wohnraum im 
Jahre 1990, auf gegliedert nach den einzelnen 
Positionen? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 


Im Bundeshaushalt 1990 (in der Fassung des 2. Nachtragshaushaltes) sind 
für die Schaffung und Erhaltung von Wohnraum folgende Ausgaben 
veranschlagt; 

2236,3 Mio. DM 

50 Mio. DM 
50 Mio. DM 
27,5 Mio. DM 
590 Mio. DM 
2953,8 Mio. DM 

Die im Jahre 1 990 auf den Bund entfallenden voraussichthchen Steuer aus- 
fälle werden sich wie folgt verteilen: 


Förderung des sozialen Wohnungsbaus 

Sonderprogramm zur Verbilligung 
der Bausparzwischenfinanzierung 

Förderung des Studentenwohnungsbaus 
Wohnungsbau für Bundesbedienstete 
Wohnungsbauprämie 
insgesamt 


Wohneigentumsförderung (§§ 7b, 10 e EStG): 

Kinderkomponente (§ 34 f EStG) 
zu § 7b bzw. § lOe 
( „Baukindergeld'' ) 

Erhöhte Absetzungen für Modernisierung 
und Erhaltung 

Steuerbefreiung der gemeinnützigen 
W ohnungsuntemehmen 

Erhöhte Absetzungen nach § 7 k EStG 

für mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen 


2253 Mio. DM 

446 Mio. DM 
27 Mio. DM 
55 Mio. DM 
34 Mio. DM 


Erhöhte Absetzungen nach § 7 c EStG 

für Aus- und Umbaumaßnahmen 49 Mio. DM 


Förderung des Wohnungsbaus in Berlin 

nach dem Berlinförderungsgesetz 73 Mio. DM 


insgesamt 


2937 Mio. DM 


82. Abgeordneter 

Häuser 


(SPD) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung über die Entwicklung der Mietbelastung 
großer Haushalte und unterer Einkommens- 
gruppen in den letzten fünf Jahren vor? 
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Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 

Repräsentative Angaben über die Entwicklung der Mietbelastung von 
großen Haushalten und unteren Einkommensgruppen in den letzten fünf 
Jahren liegen der Bundesregierung nicht vor. Anhaltspunkte geben die 
laufenden Wirtschaftsrechnungen, die allerdings auf relativ geringen Fall- 
zahlen beruhen. Danach hat sich die Mietbelastungsquote für den Haus- 
haltstyp 1 (2-Personen-Haushalt von Rentnern und Sozialhilfeempfängern 
mit geringem Einkommen) wie folgt entwickelt: 


1985: 

20,7% 

1986: 

18,9% 

1987: 

17,6% 

1988: 

17,2% 

1989; 

19,0% 


Wohngeldleistungen, die eine wichtige Entlastung bedeuten, wurden hier 
als Abzug von den Wohnkosten berücksichtigt. Im übrigen verweise ich 
auf die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD „Für eine 
soziale Wohnungs- und Städtebaupolitik'' (Drucksache 11/2606), in der 
die Aussagefähigkeit von Mietbelastungsquoten im einzelnen dargestellt 
ist. Bei der Interpretation von Mietbelastungen ist insbesondere zu 
berücksichtigen, daß sich in der Entwicklung der Mietbelastung nicht 
allein Veränderungen der Mieten und Einkommen, sondern auch Ver- 
änderungen der Wohnungsversorgung niederschlagen. 


83. Abgeordneter 
Dr. Niese 
(SPD) 


Wie oft hat die vom Bundesministerium für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau am 13. April 
1989 eingeladene „Konzertierte Aktion für den 
Wohnungsbau" getagt, und welche sachlichen 
Ergebnisse hat die Arbeit bisher erbracht? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 

Der frühere Bundesnünister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Dr. Schneider, hatte die wohnungswirtschaftUchen Verbände zum 13. 
April 1989 eingeladen, um mit ihnen die Schaffung einer „Konzertierten 
Aktion für den Wohnungsbau" zu erörtern. Die Sitzung hat wegen des 
Wechsels im Amt des Bundesbauministers nicht stattgefunden. Frau Bun- 
desminister Hasselfeldt hat das Vorhaben nicht aufgegriffen. Sie steht 
unabhängig davon fortlaufend in engem Kontakt mit den wohnungswirt- 
schaftlichen Verbänden, u. a. im Rahmen von regelmäßig stattfindenden 
wohnungswirtschaftlichen Spitzengesprächen. Auch das von der Bundes- 
regierung im Herbst vergangenen Jahres initiierte Programm zur Aus- 
weitung des Wohnungsangebotes ist mit diesen Verbänden erörtert und 
von ihnen ganz überwiegend begrüßt worden. 


84. Abgeordneter 
Dr. Niese 
(SPD) 


Welche sachlichen Ergebnisse hat die vom Bun- 
desministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau eingesetzte Kommission zur 
Verbesserung studentischer Wohnverhältnisse 
bisher erarbeitet? 
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Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 

Die vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
zeitweilig eingesetzte Ad-hoc- Arbeitsgruppe „Studentische Wohnraum- 
versorgung" hat sich in zwei Sitzungen im Juni und Juli des vergangenen 
Jahres mit den Problemen der wohnraummäßigen Unterbringung der 
Studenten befaßt. Dabei ging es im wesentlichen darum, den Erfahrungs- 
austausch mit den Fachkreisen, insbesondere dem Deutschen Studenten- 
werk und den Spitzenverbänden der Wohnungswirtschaft, zu intensivie- 
ren und deren Anregungen für die weitere Arbeit der Bundesregierung 
nutzbar zu machen. Die Tätigkeit der Arbeitsgruppe führte u. a. zu einer 
vor Beginn des Wintersemesters 1989/90 herausgegebenen Informations- 
broschüre für Studenten und Vermieter sowie zur Vergabe und Durchfüh- 
rung einer Pilotstudie zur Wohnraumsituation der Studenten, 

Mit dem von der Bundesregierung beschlossenen Sonderprogramm zur 
Förderung von zusätzlichem Wohnraum für Studenten, das im Jahr 1990 
Bundesfinanzhilfen in Höhe von 300 Mio. DM zur Schaffung von 20000 
zusätzlichen Wohnheimplätzen und anderen Wohnungen für Studierende 
vorsieht, hat die Arbeitsgruppe ihre Arbeit eingestellt. Zuständig für die 
Vergabe der Mittel auf Bundesebene ist nicht der Bundesbauminister, 
sondern der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 


85. Abgeordneter 

Dr. Niese 

(SPD) 


Welche sachlichen Ergebnisse hat der 
Gesprächskreis „Wohnen im Alter" des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau im letzten Jahr erarbeitet? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 

Der 1988 beim Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau gebildete Gesprächskreis mit Architekten, der sich insbesondere um 
die technischen Fragen des Wohnens alter Menschen gekümmert hat, hat 
bislang insgesamt dreimal getagt. Über die Fortsetzung der Arbeit des 
Gesprächskreises wird der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau entscheiden, wenn seine noch laufenden Forschungsauf- 
träge zum „Wohnen im Alter", die der Gesprächskreis mit initiiert hat, 
abgeschlossen sind. 


86. Abgeordneter 

Dr. Niese 

(SPD) 


Welche sachlichen Ergebnisse hat der Infor- 
mationskreis „Gesundes Bauen und Wohnen" im 
letzten Jahr erarbeitet? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 29. Juni 1990 

Das 1985 vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau berufene Sachverständigengremium „Gesundes Bauen und Woh- 
nen" berät die Bundesregierung ehrenamtlich und unentgeltlich. Die von 
diesem Gremium erarbeitete Schrift „Gesundes Bauen und Wohnen" hat 
der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1986 ver- 
öffentlicht. Im letzten Jahr haben die Sachverständigen eine umfassende 
schriftliche Stellungnahme zur Verwendung von Polyvinylchlorid (PVC) 
im Bauwesen abgegeben, die inzwischen ebenfalls veröffentlicht wurde. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


87. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Welche Gründe haben die ESA im einzelnen ver- 
anlaßt, das von MBB/ERNO vorgelegte Industrie- 
angebot für COLUMBUS „with respect to the 
generally low level of quality as a whole" zurück- 
zuweisen, und welche Auswirkungen ergeben 
sich aus dieser Tatsache für die Beteiligung der 
deutschen Industrie an dem COLUMBUS-Ent- 
wicklungsprogramm? 


88. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Wie lautet der von MBB/ERNO vorgelegte 
Finanzplan für das COLUMBUS -Entwicklungs- 
programm, und weshalb hat die ESA sich hier- 
über wie folgt geäußert: „the quality accuracy of 
cost data submitted with the proposal to be totally 
unacceptable with an extremely low level of 
credibiüty"? 


89. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Welche Auswirkungen ergeben sich aus dem 
unzureichenden Industrieangebot und dem allem 
Anschein nach wenig glaubwürdigen Finanzplan 
für die vorgesehene Zeitplanung und den Finanz- 
bedarf bei dem COLUMBUS-Entwicklungspro- 
gramm? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 4. Juli 1990 

Die ESA hat das unter der Leitung von MBB/ERNO von der europäischen 
Industrie erstellte COLUMBUS-Angebot nicht formal zurückgewiesen, 
sondern es als Verhandlungsbasis für einen Entwicklungsauftrag als nicht 
adäquat bewertet. Das Angebot wird daher derzeit überarbeitet. 

Zu Frage 87: 

o Nach ESA-Aussage wurde die Forderung nach einer Überarbeitung 
des Angebots begründet mit der vom Auftraggeber nicht vollständig 
nachvollziehbaren Kongruenz zwischen der Angebotsvorgabe und 
dem abgegebenen Angebot. 

Im einzelnen beanstandete die ESA, daß in dem Angebot keine hinrei- 
chende Verbindung zwischen den technischen Inhalten, den Zeit- 
abläufen und den damit verbundenen Kosten hergestellt wurde. Außer- 
dem wurden die komplexe Industriestruktur und die Anzahl von Mana- 
gementebenen kritisiert, die sich aber im wesentlichen aus den Rand- 
bedingungen der internationalen Zusammenarbeit und den Zielset- 
zungen der Industriepolitik der ESA ergeben hatten. 

o Die Verzögerung durch die Überarbeitung des Angebotes hat keine 
direkten negativen Konsequenzen für die deutsche Industrie, obwohl 
sich durch den Zeitverlust für die Überarbeitung der Beginn der Ent- 
wicklung und des Baus der COLUMBUS-Elemente verzögert. 

o Die Management- und Industriestruktur wird dahin gehend geändert, 
daß MBB/ERNO jetzt als alleinverantwortlicher Hauptauftragnehmer 
eingesetzt wird und daß darunter ein straff organisiertes Industrieteam 
gebildet wird. 
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Zu Frage 88: 

o Das Angebot behef sich auf 2,466 BAU (Preisbasis 1988), die ESA-Vor- 
gabe auf 2,195 BAU. 

o Die ESA begründet die geringe Qualität des Kostenteils des Angebots 
mit der nach ihrer Meinung unzureichenden Kostentransparenz bei der 
Relation Technik/Kosten und dem zu geringen Auflösungsgrad der 
Kosten auf Arbeitspaketebene. 

o Diese Kritik der ESA resultiert daraus, daß Kostendetails aus Zeitgrün- 
den nicht mit allen Unterauftragnehmern in Europa verhandelt werden 
konnten. Dies hätte nach Vorstellungen von MBB/ERNO in den an- 
schließenden Vertragsverhandlungen unter Einbindung der ESA 
geschehen sollen. 

Zu Frage 89: 

o Der Zeitverlust durch die Überarbeitung des Angebotes hat keine zur 
Zeit erkennbaren negativen Konsequenzen auf die geplanten Start- 
termine der europäischen COLUMBUS-Elemente. 

o Da die Angebotsüberarbeitung kostenneutral für den Auftraggeber ist, 
entstehen der ESA keine direkten zusätzlichen Kosten durch die Ange- 
bot süb erarbeitung . 

o Die ESA- Planung des Finanzbedarfs geht davon aus, daß sich das über- 
arbeitete Angebot im Rahmen der ursprünglichen Finanzvorgaben 
bewegt. 


90. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die Sach- und Personalmittel- 
zunahmen in den letzten zwei Jahren in der 
Klimaforschung, und hält die Bundesregierung 
eine langfristige Zunahme fester Stellen in der 
Klimaforschung für notwendig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom4. Juli 1990 

ln der Klimaforschung sind die Ausgaben für Projektförderung und For- 
schungsarbeiten der Großforschungseinrichtungen in den letzten beiden 
Jahren bei den Personalmitteln um 10% auf rund 18 Mio. DM gestiegen 
und bei den Sach- und Investitionsmitteln um rund 10% auf ca. 20 Mio. 
DM zurückgegangen. 

Feste Stellen in der Klimaforschung gibt es im Zuständigkeitsbereich der 
Bundesregierung nur in den Großforschungseinrichtungen, die zu 90% 
aus Bundesmitteln finanziert werden. Hier werden die festen Stellen in 
den nächsten Jahren auf Grund veränderter Prioritätensetzung zuneh- 
men. Auch eine Zunahme von festen Stellen an den Universitäten und 
Hochschulen wäre sinnvoll, um dort den Grundstock für weitere Projekt- 
förderungen zu schaffen. Dem steht jedoch der mangelnde Nachwuchs an 
guten Wissenschaftlern entgegen. 


91. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Inwieweit hält die Bundesregierung Informa- 
tionsbereitstellung für ein öffentliches Gut, wie 
dies in der Bundesrepublik Deutschland einer- 
seits durch ein freies Ausbildungssystem und 
andererseits durch kostenlose Stadt- und Univer- 
sitätsbibliotheken zum Teil bisher verwirklicht 
wurde, insbesondere im Hinbtick darauf, daß 
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zunehmend mehr Fakten und Informationen nur 
in Datenbanken vernünftig zugänglich und 
erhältlich sind, diese allerdings sehr teuer sind, 
und denkt die Bundesregierung an die Subven- 
tionierung allgemeiner Datenbanken, um das 
Informationsgefälle in der Öffentlichkeit nicht 
einkommensabhängig zu gestalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 4. Juli 1990 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Produktion und Vermark- 
tung von Gütern und Dienstleistungen im Grundsatz eine originäre Auf- 
gabe privater Unternehmen sind. Dieser Grundsatz gilt vor allem für all- 
gemeine Informationen und allgemeine Datenbanken, z. B. in der Wirt- 
schaftsinformation, in der Verbraucherinformation und der Bürgerinfor- 
mation. Eine Förderung der Bundesregierung erfolgt auf Grund des Subsi- 
diaritätsprinzips nur im Bereich der wissenschaftlichen und technischen 
Information sowie auf Grund des Ressortprinzips im Rahmen spezifischer 
Ressortzuständigkeiten. Die Nutzung aller dieser Informaticmen wird über 
den Marktpreis geregelt (vgl. Fachinformationsprogramm der Bundes- 
regierung, Kap. 2). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


92. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Wegner 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung angesichts der Tatsache, daß schon heute 
viele Betriebe in der DDR Auszubildende vor 
Beendigung der Lehre entlassen, den zum 1. Sep- 
tember 1990 auf den Ausbildungsmarkt drängen- 
den Jugendlichen Ausbildungsplätze anzubie- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Lammert 
vom 29. Juni 1990 

Der Übergang auf marktwirtschaftliche Strukturen und die Aufhebung 
der Ausbildungspflicht in der DDR können dazu führen, daß die Betriebe 
in Einzelfällen bestehende Lehrverträge kündigen. Um dem vorzubeu- 
gen, hat der Ministerrat eine Verordnung „über die Aufrechterhaltung 
von Leistungen betrieblicher Kindergärten, polytechnischer und berufs- 
bildender Einrichtungen" erlassen, die u, a. zum Ziel hat, daß betriebliche 
Ausbildungskapazitäten grundsätzlich erhalten bleiben müssen. Dies gilt 
auch für die Fälle, in denen die Betriebe ihre Rechtsform ändern. § 2 Abs. 2 
des Verordnungsentwurfs sieht vor, daß „beim Übergang der Betriebe in 
eine andere Rechtsträgerschaft . . . die Verpflichtungen der Betriebe (u. a. 
Lehrlinge auszubilden) . . . übernommen oder weitergeführt werden". 
Andererseits kündigen aber auch Lehrlinge ihre Verträge, um ihre Ausbil- 
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungs- 
gesetz der Bundesrepublik Deutschland fortzusetzen; das gilt besonders 
für kaufmännische und Dienstleistungsberufe. Nach Angaben der 
Arbeitsverwaltung der DDR gab es Anfang Juni 2 692 Fälle, in denen Lehr- 
verträge gelöst worden sind. 
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Für die Stabilisierung der Ausbildungssituation in der DDR ist vor allem 
die in Vorbereitung befindliche Inkraftsetzung des Berufsbildungsgeset- 
zes und der Handwerksordnung zum 1. September 1990 in der DDR wich- 
tig. Danach werden Kündigungen von Ausbildungsverhältnissen nach 
Ablauf der Probezeit nur noch aus wichtigen Gründen möglich sein. 

ln der Übergangszeit unternehmen die Regierung der DDR und die Bun- 
desregierung, unterstützt durch die Länder, Wirtschafts- und Gewerk- 
schaftsorganisationen, gemeinsame Anstrengungen, um möglichst allen 
schulentlassenen Jugendlichen zu einem Ausbildungsplatz zu verhelfen 
bzw. ihnen zu ermöglichen, ihre Ausbildung fortzusetzen. 

Der rasche Aufbau der Kammerorganisationen als zuständige Stellen für 
die betriebliche Berufsausbildung dürfte den Prozeß der Mobilisierung 
von Ausbildungsplätzen verstärken. 

Mit dem Beginn der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion zum 1. Juli 
1990 wird die in Gang gekommene Umstrukturierung der Wirtschaft der 
DDR entscheidend vorangebracht. Das sich entwickelnde neue Selbstver- 
ständnis der Betriebsleitungen wird die Verantwortlichkeit einschließen, 
allen Jugendlichen, die das wünschen, eine berufliche Qualifizierungs- 
möglichkeit zu bieten. Das Bereitstellen von betrieblichen Ausbildungs- 
plätzen wird als im Eigeninteresse der Betriebe liegend in der DDR so 
selbstverständlich werden, wie es in der Bundesrepublik Deutschland 
geworden ist. 

Fragen der beruflichen Bildung, insbesondere der Sicherung der Ausbil- 
dungsplätze in der DDR, sind im übrigen regelmäßig Themen der deutsch- 
deutschen Bildungskommission. 


Bonn, den 6. Juli 1990 
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